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Liebe Leserinnen und Leser,

unsere vierteilige Serie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung geht weiter.
In diesem dritten Teil geht es um den Klimawandel: Klimarisiken, Ziele,
Plane und Fortschritte. Darlber hinaus hat am 3. Juli 2026 die EU-Kom-
mission die finalen European Sustainability Reporting Standards (ESRS)
(2026) veroffentlicht. Unser Beitrag ordnet die zentralen Anderungen im
Vergleich zu den ESRS (2023) ein und zeigt, welche Auswirkungen sich
daraus fur Unternehmen ergeben.

AuRerdem haben wir das Thema IFRS 20 Regulatory Assets and
Regulatory Liabilities vorbereitet — eine erste allgemeine praxis-
orientierte Einordnung und anschlieRend ein Praxisbeispiel der
Auswirkungen auf die Bilanzierung von Energienetzbetreibern.

Im weiteren Verlauf betrachten wir die Fair-Value-Option flr Anteile
an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen. Das
International Accounting Standards Board (IASB) hat hierzu zielgerich-
tete Anderungen an IAS 28 veroffentlicht.

Zu guter Letzt haben wir einen Beitrag zu den Auswirkungen der
Entscheidung des Supreme Courts der USA zur Ungdltigkeit von
IEEPA-Zbllen auf die Rechnungslegung fur Sie geschrieben.

Mit dieser Doppelausgabe verabschieden wir uns, wie schon in den
letzten Jahren, in die Sommerpause. Ihnen eine erholsame, sonnige
Zeit voller schoner Momente. Mitte September sind wir zurlck und
versorgen Sie wieder mit Neuigkeiten und spannenden Inhalten aus
der Welt der Finanz- und Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung.

Ihnen eine anregende Lektlre.
lhre

Prof. Dr. Hanne Béckem
Partnerin, Department of Professional Practice
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0 1 NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG

ESRS-Anwendung in der Praxis des DAX 40:
Beobachtungen und implikationen

Teil 3: Klimawandel: Klimarisiken, Ziele, Plane und Fortschritte

Wir haben die Nachhaltigkeitsberichte der DAX-40-Unternehmen Uber am 31. Dezember 2025
endende Geschaftsjahre im Hinblick auf ausgewahlte Fragestellungen analysiert und die wichtigs-
ten Muster zu praxisnahen Erkenntnissen verdichtet. Nachdem wir in den ersten beiden Teilen
unserer vierteiligen Serie den Aufbau der Berichte und die Optionen zur Darstellung von Nachhaltig-
keitsinformationen sowie die Konnektivitat zwischen Finanz- und Nachhaltigkeitsberichterstattung
betrachtet haben, widmen wir uns in dieser Ausgabe der Klimaberichterstattung. Im Fokus stehen
die Identifikation wesentlicher Klimarisiken, die Verwendung von Klimaszenarien, erwartete finanzi-
elle Effekte, Ubergangspldne sowie Treibhausgasreduktionsziele und deren bisherige Einordnung.
Unsere Analyse zeigt, dass Klimarisiken, Zielsysteme und Ubergangspléane in der Berichtspraxis
bereits breit verankert sind. Die Unterschiede liegen vor allem in Nachvollziehbarkeit, unterneh-
mensspezifischer Einordnung und VerknlUpfung der einzelnen Angaben.

Regulatorischer Rahmen: Anforderungen an die
Klimaberichterstattung nach ESRS E1

Die Anforderungen zur Angabe von Klimarisiken, Klima-
zielen und Ubergangsplanen in einem nach European
Sustainability Reporting Standards (ESRS) aufgestellten
Nachhaltigkeitsbericht sind in ESRS E1 ,,Climate Change”
verankert. ESRS E1 versteht Klimaberichterstattung nicht
als Summe einzelner Angaben zu Emissionen, Risiken oder
Zielen, sondern als koharente Berichterstattung tber den
Stand der klimabezogenen Transformation. Unternehmen
sollen erlautern:

— Wie sie den Klimawandel beeinflussen

Welchen wesentlichen physischen und
transitorischen Klimarisiken sie ausgesetzt sind

— Wie widerstandsfahig Strategie und Geschaftsmodell
gegenuUber klimabezogenen Veranderungen sind

Wie Klimaziele, MaRnahmen, Ubergangsplan und
finanzielle Planung zusammenwirken

Malstab fir die nachfolgende Analyse sind die derzeit
geltenden ESRS in der Fassung der Delegierten Verordnung
(EU) 2023/2772 (,,ESRS (2023)"), da die untersuchten
DAX-40-Berichte auf dieser Grundlage erstellt wurden. Die
laufende Uberarbeitung der ESRS (,, EU Draft ESRS (2026)")
adndert an dieser Grundlogik voraussichtlich wenig. Sie
betrifft vor allem Vereinfachungen, Strukturierung und
Fokussierung der Anforderungen, nicht aber den Kern

von ESRS E1: Klimaberichterstattung soll die Verbindung
zwischen wesentlichen Klimarisiken, Szenarioanalysen,
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Treibhausgasinventar, Zielen, MaRnahmen, Ubergangsplan
und finanziellen Effekten nachvollziehbar machen.

Ausgangspunkt ist die Identifikation und Bewertung klima-
bezogener Auswirkungen, Risiken und Chancen. Unter
nehmen haben nach E1.IRO-1 zu beschreiben, wie sie
klimabezogene Auswirkungen, physische Risiken, transi-
torische Risiken und Chancen identifizieren und bewerten.
FUr physische Risiken sind klimabezogene Gefahren unter
Hoch-Emissions-Szenarien zu betrachten; fir transitorische
Risiken verlangt ESRS E1 mindestens ein Szenario, das mit
einer Begrenzung der Erderwarmung auf 1,5°C vereinbar
ist. Die Ergebnisse dieser Analysen bilden zugleich die
Grundlage fir die Angaben zur Resilienz von Strategie und
Geschaftsmodell nach ESRS 2 SBM-3.

Das Treibhausgasinventar nach E1-6 und die Zielangaben
nach E1-4 bilden die Mess- und Steuerungsbasis der
Klimaberichterstattung. Unternehmen mussen ihre Brutto-
emissionen aus Scope 1, Scope 2, Scope 3 und insgesamt
offenlegen. Treibhausgasreduktionsziele sind unter anderem
nach einbezogenen Scopes, Basisjahr, Zieljahren, wissen-
schaftlicher Fundierung, 1,5-°C-Kompatibilitat und erwarte-
ten Dekarbonisierungshebeln zu erlautern. Dabei verlangt
ESRS E1 eine Bruttobetrachtung: Entnahmen, Emissions-
zertifikate oder vermiedene Emissionen durfen nicht als
Mittel zur Erreichung der Treibhausgasreduktionsziele ein-
gerechnet werden.
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Der Ubergangsplan nach E1-1 verbindet diese Elemente
mit Strategie, Geschaftsmodell und Finanzplanung. Er soll
zeigen, wie die Klimaschutzanstrengungen des Unterneh-
mens mit dem Ubergang zu einer nachhaltigen Wirtschaft,
dem 1,5-°C-Ziel und dem Ziel der Klimaneutralitat bis 2050
vereinbar sind. Dazu gehdren insbesondere die Erlauterung
von Dekarbonisierungshebeln, wesentlichen MalRnahmen,
Investitionen und Finanzmitteln, potenziellen Locked-in-
THG-Emissionen (in bestehenden Vermdgenswerten und
Produkten gebundene kiinftige THG-Emissionen), die Ein-
bettung des Ubergangsplans in Geschéftsstrategie und
Finanzplanung sowie der bereits erreichte Fortschritt bei
der Umsetzung des Ubergangsplans.

Die Umsetzung wird durch die Angaben zu MalRnahmen
und Ressourcen nach E1-3 konkretisiert. Unternehmen
sollen Klimaschutzmaflnahmen nach Dekarbonisierungs-
hebeln darstellen, erreichte und erwartete Treibhausgas-
reduktionen beschreiben und signifikante CapEx- und
OpEx-Betrage mit den einschlagigen Finanzinformationen
und Taxonomie-KPls verbinden. Dadurch wird der Uber
gangsplan nicht nur strategisch, sondern auch operativ und
finanziell nachvollziehbar.

Den Endpunkt dieser Systematik bilden die erwarteten
finanziellen Effekte nach E1-9. Unternehmen sollen dar
stellen, wie wesentliche physische und transitorische
Klimarisiken sowie klimabezogene Chancen Vermdgens-
werte, Umsatzerldse, finanzielle Lage, finanzielle Leistung
und Cashflows Uber kurze, mittlere und lange Zeithorizonte
beeinflussen kdnnen. Auch wenn quantitative Angaben

zu E1-9 in der ersten ESRS-Berichtssaison aufgrund der
Phase-in-Erleichterungen noch nicht zu beobachten waren,
verdeutlicht die Struktur des Standards bereits heute die
Richtung: Klimaberichterstattung soll zunehmend mit finan-
zieller Steuerung, Kapitalallokation und Risikomanagement
verbunden werden.

Im Rahmen unserer Auswertung der DAX-40-Berichte

haben wir die Angaben der Unternehmen zu diesen

Anforderungen analysiert. Dabei standen insbesondere

folgende Fragen im Mittelpunkt:

— Wie haufig identifizieren Unternehmen wesentliche
physische und transitorische Klimarisiken?

— Welche Klimaszenarien werden verwendet?

— Wie haufig werden erwartete finanzielle Effekte
offengelegt?

— Wie weit sind Ubergangsplédne operationalisiert?

— Welche Treibhausgasreduktionsziele berichten
Unternehmen?

— Wie lassen sich diese Ziele im Hinblick auf Fortschritt,
Zielumfang und verbleibende Emissionen einordnen?
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Physische und transitorische Klimarisiken

Die Identifikation und Erlauterung wesentlicher Klimarisiken
ist ein zentraler Ausgangspunkt der Klimaberichterstattung
nach ESRS E1. Unsere Analyse zeigt: Klimarisiken sind in
der DAX-40-Berichtspraxis weitgehend angekommen.
Unterschiede bestehen jedoch vor allem in der Spezifitat
der Risikobeschreibungen und in der Nachvollziehbarkeit
der zugrunde liegenden Szenarioanalysen.

Von den 34 analysierten Unternehmen haben nur vier keine
wesentlichen Klimarisiken identifiziert. Von den 30 Unter-
nehmen mit identifizierten wesentlichen Klimarisiken haben
18 Unternehmen mindestens ein physisches Klimarisiko
und 27 Unternehmen mindestens ein transitorisches Klima-
risiko als wesentlich eingestuft. Neun dieser 30 Unterneh-
men haben ausschliellich transitorische Risiken als wesent-
lich beurteilt, wahrend zwei Unternehmen nur physische
Klimarisiken identifiziert haben. Die Mehrheit der Unter
nehmen (19) hat sowohl physische als auch transitorische
Klimarisiken als wesentlich beurteilt.

Damit zeigt sich, dass klimabezogene Risiken in der Bericht-
erstattung breit bericksichtigt werden. Zugleich deutet die
starkere Verbreitung transitorischer Risiken darauf hin, dass
viele Unternehmen den Anpassungsdruck durch regulatori-
sche, technologische, marktbezogene oder reputationsbe-
zogene Veranderungen derzeit als wesentlicher einschatzen
als physische Klimarisiken.

Die Analyse zeigt zugleich, dass die berichteten wesent-
lichen Klimarisiken haufig noch sehr generisch beschrieben
werden. Bei berichteten physischen Klimarisiken bleibt
teilweise unklar, ob sich die Risiken auf akute Gefahren,
wie Starkregen, Uberschwemmungen oder Hitzewellen,
oder auf chronische Risiken, wie steigende Durchschnitts-
temperaturen, Wasserstress oder Meeresspiegelanstieg,
beziehen. Auch der Bezug zu konkret exponierten Stand-
orten und deren Relevanz fir die Geschéaftstatigkeit bleiben
oftmals unklar. In Bezug auf transitorische Klimarisiken
lassen sich die berichteten Risiken nicht immer den Risiko-
kategorien technologisches Risiko, Marktrisiko, Reputa-
tionsrisiko und regulatorisches bzw. rechtliches Risiko
zuordnen.

FUr die Entscheidungsnutzlichkeit der Angaben ist es
wichtig, dass wesentliche Klimarisiken nicht nur abstrakt
benannt, sondern in ihrem unternehmensspezifischen
Kontext erldutert werden. Je nach Art des Risikos kann dies
insbesondere Angaben zu betroffenen Geschéftsaktivitaten,
Vermogenswerten, Wertschdopfungskettenabschnitten und
Zeithorizonten erfordern. Bei physischen Risiken kann auch
eine starkere geografische Einordnung geboten sein, wenn
die Exponierung bestimmter Standorte oder Regionen fir
die Wesentlichkeit des Risikos mafdgeblich ist.

ch deutschem Rect Mitglied de

>cht und ein Mitglie
onal Limited, einer Private English Compan

KPMG!

%



Abbildung 1: Wurden wesentliche Klimarisiken identifiziert?
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Nur transitorische Risiken
Il Keine Risiken

B Nur physische Risiken

Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

Verwendung von Klimaszenarien

Eine zentrale Rolle bei der Bewertung von Klimarisiken
spielen Szenarioanalysen. Auch wenn in den EU Draft ESRS
(2026) nun eindeutig geregelt ist, dass die Durchflihrung
einer Szenarioanalyse nicht verpflichtend ist, sollen Unter
nehmen angeben, ob physische Risiken unter Zugrunde-
legung eines Hoch-Emissions-Szenarios und transitorische
Risiken unter Zugrundelegung eines Szenarios, das mit
einer Begrenzung der Erderwarmung auf 1,5°C vereinbar
ist, bewertet wurden.

Unsere Analyse der Berichtspraxis zeigt, dass bei transito-
rischen Risiken erwartungsgemaf Szenarien mit niedrige-
rem Temperaturpfad bzw. hohem Transformationsfokus

dominieren. Am haufigsten wurden RCP 2.6/SSP1-2.6

(von 18 Unternehmen) und IEA NZE (von 14 Unternehmen)
genannt. Daneben wurden RCP 1.9/SSP1-1.9 und NGFS
Net Zero 2050 von jeweils sechs Unternehmen verwendet.

Fir die Identifikation physischer Klimarisiken greifen die
Unternehmen Uberwiegend auf Hoch-Emissions-Szenarien
zurtick. Das Szenario RCP 8.5/SSP5-8.5 wurde von 29 Unter
nehmen genannt, RCP 4.5/SSP2-4.5 von 21 Unternehmen.
Daneben wurden unter anderem RCP 7.0/SSP3-7.0, IEA
APS, IEA SPS sowie NGFS-Szenarien wie Current Policies
und Fragmented World berichtet. 14 Unternehmen ver-
wendeten zudem sonstige, teilweise intern entwickelte
Szenarien.

Die breite Verwendung etablierter externer Szenarien
erhoht grundsatzlich die Nachvollziehbarkeit der Analyse.
FUr Adressaten bleibt jedoch entscheidend, ob Unterneh-
men erlautern, warum bestimmte Szenarien ausgewahlt
wurden, welche Risiken damit abgedeckt werden und wie
die Ergebnisse in die Wesentlichkeitsbeurteilung einge-
flossen sind. Gerade bei unternehmensintern entwickelten
Szenarien ist Transparenz Uber Annahmen, Zeithorizonte
und Datenquellen besonders wichtig.

FUr die Aussagekraft der Szenarioanalyse ist nicht nur
relevant, welches Szenario verwendet wird, sondern auch,
ob es flr die jeweilige Risikoart geeignet und hinreichend
aktuell ist. Hoch-Emissions-Szenarien wie RCP 8.5/SSP5-8.5
konnen fur physische Risiken als Stress-Szenarien sinnvoll
sein; fur transitorische Risiken sind regelmafig Szenarien
mit expliziten Annahmen zu Politikpfaden, Energiemarkten,
Technologieentwicklung, CO,-Preisen und Nachfragever
schiebungen aussagekraftiger. Zudem sollte erkennbar sein,
welcher Jahrgang verwendet wurde, da zentrale Annahmen
regelmalig aktualisiert werden.

Abbildung 2: Fiir transitorische und physische Klimarisiken verwendete Szenarien
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Erwartete finanzielle Effekte

Bezlglich der erwarteten finanziellen Effekte hat kein
Unternehmen eine quantitative Angabe unter der Angabe-
pflicht E1-9 gemacht. Dies ist vor dem Hintergrund der
Phase-in-Regelungen einzuordnen, nach denen quanti-
tative Angaben in den ersten Jahren der Berichterstattung
noch unterbleiben kénnen. Auch bei den Angaben unter
ESRS 2.SBM-3 haben lediglich vier der analysierten Unter-
nehmen quantitative Angaben zu erwarteten finanziellen
Effekten offengelegt.

Die geringe Verbreitung quantitativer Angaben ist daher
nicht Gberraschend. Zugleich zeigt sie, dass die Verbindung
zwischen Klimarisiken und finanziellen Auswirkungen in

der Berichtspraxis noch im Aufbau ist. Fir Adressaten wird
dieser Aspekt klinftig an Bedeutung gewinnen, weil klima-
bezogene Risiken und Chancen nicht nur qualitativ beschrie-
ben, sondern zunehmend in finanzielle Planung, Risikoma-
nagement und Kapitalallokation Ubersetzt werden missen.

Ubergangsplane im Nachhaltigkeitsbericht

Nach der Analyse klimabezogener Risiken richtet sich der
Blick auf die Frage, wie Unternehmen den Ubergang zu
einem mit dem 1,5-°C-Ziel kompatiblen Geschéaftsmodell
bewaltigen wollen. Der Ubergangsplan nach ESRS E1-1
bildet hierflr die strategische Klammer: Er soll zeigen, wie
Klimaziele, Dekarbonisierungshebel, wesentliche Mal3-
nahmen, finanzielle Ressourcen und Geschéaftsstrategie
miteinander verbunden werden.

Unsere Analyse zeigt, dass Ubergangsplédne in der DAX-40-
Berichtspraxis bereits weit verbreitet sind. 26 der 34 analy-
sierten Unternehmen berichten tber einen Ubergangsplan
fir den Klimaschutz im Sinne von ESRS E1-1. Fir diese
Unternehmen haben wir untersucht, ob sie die erreichten
und erwarteten Treibhausgasemissionsreduktionen sowie
die geplanten CapEx- und OpEx-Betrage pro identifiziertem
Dekarbonisierungshebel angegeben haben.

Die Ergebnisse zeigen deutliche Unterschiede im Opera-
tionalisierungsgrad. Gut 38 Prozent der Unternehmen

mit Ubergangsplan quantifizieren weder die Treibhausgas-
emissionsreduktionen noch die erforderlichen finanziellen

Mittel zur Umsetzung des Plans pro Dekarbonisierungs-
hebel. Lediglich vier Unternehmen haben sowohl die
erreichten und erwarteten Reduktionen als auch die erfor
derlichen CapEx- und OpEx-Betrage pro Dekarbonisierungs-
hebel angegeben. Damit ist bei vielen Ubergangsplanen
zwar die strategische Richtung erkennbar; die operative
und finanzielle Unterlegung bleibt jedoch noch nicht durch-
géangig nachvollziehbar.

Abbildung 3: Hat das Unternehmen einen Ubergangsplan
nach E1-1 offengelegt?

Wenn ja, hat das Unternehmen THG-Einsparungen und CapEx/
OpEXx je Dekarbonisierungshebel angegeben?

24 Ml Beides

Nur CapEx/OpEx
M Nur THG-Einsparungen
M Keines

29 B Ja
76 B Nein

Angaben in Prozent. Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

Net-Zero-Ziele als langfristiges Transformationsziel
Eng mit Ubergangsplanen verbunden ist das langfristige
Zielbild der klimabezogenen Transformation. Ein Net-Zero-
Ziel beschreibt nach ESRS-Definition ein unternehmens-
weites Treibhausgasreduktionsziel, das eine mit 1,5-°C-
Pfaden kompatible Minderung der Emissionen entlang

der Wertschopfungskette vorsieht und verbleibende Rest-
emissionen durch dauerhafte Entnahmen neutralisiert. Vor
diesem Hintergrund haben wir untersucht, welche DAX-40-
Unternehmen ein Net-Zero-Ziel berichten, welches Zieljahr
sie angeben und welche Treibhausgas-Scopes einbezogen
werden.

Von den 34 analysierten Unternehmen haben sich 22

nach eigener Auskunft ein Net-Zero-Ziel gesetzt. Gut die
Halfte davon (13) wollen bis 2050 Net-Zero-Emissionen
erreichen. Ein Unternehmen strebt dies bereits bis 2030 an.

Abbildung 4: Unternehmen mit Net-Zero-Ziel nach Zieljahr und einbezogenen Scopes
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21 der 22 Unternehmen mit Net-Zero-Ziel beziehen sowohl
die eigene Geschaftstatigkeit, also Scope 1 und 2, als auch
Scope-3-Emissionen in der Wertschdpfungskette ein. Dies
entspricht der ESRS-Definition, nach der ein Net-Zero-Ziel
Emissionsminderungen entlang der Wertschopfungskette
umfasst. Zwolf der analysierten Unternehmen berichten
kein Net-Zero-Ziel.

Kurz- und mittelfristige Treibhausgasreduktionsziele
Neben Net-Zero-Zielen haben wir auch die kurz- und
mittelfristigen Treibhausgasreduktionsziele der analysierten
Unternehmen ausgewertet. Im Fokus standen absolute
Ziele mit Zieljahren bis einschlieRlich 2035. Diese Ziele sind
flr Adressaten besonders relevant, weil sie den Zeitraum
abdecken, in dem Fortschritte bereits in den kommenden
Berichtsperioden sichtbar werden sollten.

Abbildung 5: Unternehmen mit kurz- und mittelfristigen
THG-Reduktionszielen

4
(11,76%)

Hl Absolute
THG-Reduktionsziele

Nur THG-Intensitats-
reduktionsziele

30
(88,24%)

Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

Von den 34 analysierten DAX-40-Unternehmen haben sich
30, also gut 88 Prozent, absolute Treibhausgasreduktions-
ziele im kurz- und mittelfristigen Bereich gesetzt. Davon
berichten zwdélf Unternehmen zuséatzlich Intensitatsziele.
Intensitatsziele setzen die absolute Menge der ausgestolRe-
nen Treibhausgasemissionen ins Verhaltnis zu einer Output-
Grole, etwa pro Personenkilometer bei Airlines oder pro
Tonne warmgewalztem Stahl bei Stahlproduzenten.

Intensitatsziele konnen insbesondere dann sinnvoll sein,
wenn die Emissionsentwicklung stark von produktions-,
leistungs- oder nutzungsbezogenen GroRen abhangt und
Unternehmen dadurch Effizienzfortschritte in einem wach-
senden oder strukturell veranderten Geschaft besser sicht-
bar machen kénnen. Fir die Beurteilung des tatsachlichen
Beitrags zur Emissionsminderung verlangt ESRS E1 grund-
satzlich auch die Angabe der damit verbundenen absoluten
Treibhausgasemissionen, da nur so erkennbar wird, ob eine
verbesserte Intensitat auch mit einer Reduktion der abso-
luten Emissionen einhergeht.
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Nach den im Mai 2026 ver6ffentlichten EU Draft ESRS
(2026) ist flr bestimmte Finanzinstitute eine Ausnahme
von diesem Grundsatz vorgesehen. Danach sollen Versiche-
rungsunternehmen und Kreditinstitute bestimmte bran-
chenlbliche Intensitatsziele auch ohne Angabe der korres-
pondierenden absoluten Emissionswerte berichten konnen,
was der besonderen Steuerungslogik finanzierter bzw.
versicherungsbezogener Emissionen Rechnung tragt.

Zielerreichung im Hinblick auf kurz- und

mittelfristige Ziele

Die reine Angabe eines kurz- oder mittelfristigen Treibhaus-
gasreduktionsziels sagt noch wenig darlber aus, wie gut
sich der angestrebte Transformationspfad flr Adressaten
einordnen lasst. Entscheidend ist vielmehr, ob Zielumfang,
bisherige Emissionsentwicklung und die bei Zielerreichung
verbleibenden absoluten Emissionen zusammen ein nach-
vollziehbares Bild ergeben. Vor diesem Hintergrund haben
wir die berichteten absoluten Ziele nicht nur danach ausge-
wertet, ob sie bestehen und welche Scopes sie umfassen,
sondern auch danach, wie sich die bisherige Emissions-
entwicklung rechnerisch zum jeweiligen Zielpfad verhalt.

Bei den meisten untersuchten Unternehmen liegt das
Basisjahr, gegenlber dem die Entwicklung der Treibhaus-
gasemissionen gemessen wird, bereits einige Jahre zurtck.
Dadurch lasst sich auf Basis der verdffentlichten Angaben
eine erste Einordnung vornehmen, ob die bisherige Ent-
wicklung oberhalb oder unterhalb eines rechnerisch linearen
Zielpfads liegt. Ergadnzend betrachten wir, welche absoluten
Treibhausgasemissionen bei vollstédndiger Erreichung der
berichteten Ziele rechnerisch verbleiben wirden, unter der
Annahme, dass die nicht vom Ziel erfassten Treibhausgas-
emissionen konstant bleiben.

Das nachfolgende Diagramm kombiniert diese beiden Per-
spektiven. Die y-Achse zeigt die relative Abweichung von
einem rechnerisch linearen Zielpfad auf Basis des jeweili-
gen Basisjahres, Zieljahres und Reduktionsziels. Positive
Abweichungen (Punkte oberhalb der Nulllinie) bedeuten,
dass die Unternehmen ihre Emissionen starker reduziert
haben, als es der angenommene lineare Zielpfad zum
jeweiligen Stichtag erfordern wirde. Negative Abweichun-
gen (Punkte unterhalb der Nulllinie) zeigen demgegentber,
dass die bisherige Emissionsentwicklung hinter dem rech-
nerischen Zielpfad zuriickbleibt. Die x-Achse zeigt die ver-
bleibenden absoluten Treibhausgasemissionen bei unter-
stellter vollstandiger Erreichung des jeweiligen kurz- und
mittelfristigen Ziels. Die Farbe der Punkte zeigt, welche
Treibhausgas-Scopes das jeweilige Reduktionsziel umfasst.
Ein griner Kreis kennzeichnet Unternehmen, die zusatzlich
ein Net-Zero-Ziel berichten.
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Abbildung 6: Performance gegen selbst gesetzte kurz- und mittelfristige Ziele
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Die Auswertung zeigt, dass einige Unternehmen in ihrer
Performance hinter den eigenen Ambitionen zurlckbleiben.
Ein groRerTeil der Unternehmen befindet sich allerdings

im Hinblick auf den unterstellten linearen Reduktionspfad
auf einem guten Weg zur Zielerreichung. Bei der Interpre-
tation ist zu bertcksichtigen, dass die Performance der
Unternehmen in unserer Auswertung tendenziell zu positiv
erscheinen kann. Grund hierfir ist, dass wir vereinfachend
einen linearen Zielpfad unterstellen. Viele Unternehmen
dirften ihre internen Reduktionspfade demgegentiiber eher
regressiv ausgestaltet haben, da verhaltnismaRig einfach
umzusetzende MalRnahmen mit groRem Effekt, etwa die
Umstellung auf Griinstrom, haufig zu Beginn des Transfor-
mationszeitraums umgesetzt werden. Hinzu kommt, dass
die aktuell verfligbare Datenhistorie noch kurz ist und die
Aussagekraft der bisherigen Entwicklung daher begrenzt
bleibt.

Die Darstellung ist nicht als abschliefiende Bewertung der
Klimastrategien einzelner Unternehmen zu verstehen. Sie
zeigt vielmehr, dass die Aussagekraft kurz- und mittelfristi-
ger Ziele mafdgeblich von ihrem Umfang und ihrer Einbet-
tung in den langfristigen Reduktionspfad abhédngt. Einzelne
Unternehmen wirden auch bei vollstandiger Erreichung
ihrer kurz- und mittelfristigen Ziele weiterhin hohe absolute
Emissionsmengen ausweisen. Dies ist zunachst vor dem
Betrachtungszeitraum einzuordnen: Im Diagramm werden
Ziele mit Zieljahren bis 2035 abgebildet, wahrend viele
berichtete Net-Zero-Ziele erst auf das Jahr 2050 ausgerich-
tet sind. Ein wesentlicher Teil der angestrebten Emissions-
minderung liegt daher bei diesen Unternehmen rechnerisch
aulBerhalb des hier betrachteten Zielhorizonts.

Hinzu kommt, dass sich einige Ziele, insbesondere im
Scope-3-Bereich, nur auf bestimmte Kategorien oder Teil-
mengen des gesamten Treibhausgasinventars beziehen.

FUr Emissionen, die nicht erkennbar vom berichteten Ziel
erfasst sind, wurde in der Analyse vereinfachend unterstellt,
dass sie auf dem zuletzt berichteten Niveau verbleiben.
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Diese Annahme dient ausschlieRlich der Vergleichbarkeit
der Auswertung und stellt keine Aussage Uber interne Pla-
nungen oder nichtveroffentlichte Malinahmen der Unter-
nehmen dar. Zugleich verdeutlicht sie, dass die transparente
Abgrenzung des Zielumfangs fur die Einordnung von Treib-
hausgasreduktionszielen zentral ist.

Schlief3lich unterscheiden sich die absoluten Ausgangs-
niveaus der Unternehmen aufgrund ihrer Geschaftsmodelle
erheblich. Entsprechend kdnnen auch verbleibende Emissio-
nen im zweistelligen Millionenbereich mit ambitionierten
Reduktionspfaden verbunden sein, wenn das Ausgangs-
niveau entsprechend hoch ist. Flr Adressaten ist daher
besonders entscheidungsnutzlich, wenn Unternehmen
neben dem Reduktionsziel auch nachvollziehbar erlautern,
welcher Anteil des gesamten Treibhausgasinventars vom
Ziel erfasst wird, welche Emissionsminderungen bis zum
Zieljahr erwartet werden und welche Emissionsmengen
darUber hinaus verbleiben.

Performance im Hinblick auf die langfristige
Zielerreichung

Nach der Betrachtung kurz- und mittelfristiger Ziele richtet
sich der Blick auf den langfristigen Reduktionspfad. Diese
Perspektive ist fir Adressaten besonders relevant, weil
viele Net-Zero-Ziele auf das Jahr 2050 ausgerichtet sind und
damit ein erheblicher Teil der angestrebten Emissionsmin-
derung erst nach 2035 liegt. Langfristige Ziele kénnen daher
helfen, die kurz- und mittelfristigen Zielangaben in ein voll-
standigeres Bild der geplanten Transformation einzuordnen.

Von den 34 analysierten DAX-40-Unternehmen haben sich
24 Unternehmen, also gut 70 Prozent, ein absolutes Treib-
hausgasreduktionsziel mit einem Zieljahr ab 2035 gesetzt.
Sechs Unternehmen haben kein langfristiges Treibhaus-
gasreduktionsziel; bei einem dieser Unternehmen ist dies
dadurch zu erklaren, dass es bereits bis 2030 Net Zero
erreichen mochte.
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Abbildung 7: Unternehmen mit langfristigen THG-
Reduktionszielen
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FUr die Einordnung der langfristigen Ziele haben wir die
Methodik aus der Analyse der kurz- und mittelfristigen Ziele
fortgeflhrt. Auch hier betrachten wir zum einen, wie sich
die bisherige Emissionsentwicklung rechnerisch zu einem
linearen Zielpfad verhalt. Zum anderen zeigen wir, welche
absoluten Treibhausgasemissionen bei vollstandiger
Erreichung der langfristigen Ziele rechnerisch verbleiben
wurden. Die bereits erlduterten methodischen Annahmen
und Einschrankungen gelten entsprechend.

Das nachfolgende Diagramm stellt die beiden Perspektiven
analog zur kurz- und mittelfristigen Analyse dar. Die y-Achse
zeigt die relative Abweichung vom rechnerisch linearen
Zielpfad. Die x-Achse zeigt die verbleibenden absoluten
Treibhausgasemissionen bei unterstellter vollstandiger
Zielerreichung. Die Darstellung ermoglicht damit eine Aus-
sage darliber, in welchem Umfang sich die erwarteten Emis-
sionsminderungen in den Zeitraum nach 2035 verlagern.

Im Vergleich zur kurz- und mittelfristigen Betrachtung
reduziert sich die verbleibende Emissionsmenge insbe-
sondere bei den bislang emissionsintensiven Unternehmen

bei langfristiger Zielerreichung deutlich. Dies deutet darauf
hin, dass fir diese Unternehmen ein wesentlicher Teil der
avisierten Emissionsminderung erst im langfristigen Zeit-
raum zwischen 2035 und 2050 vorgesehen ist. Zugleich
zeigt die Darstellung, dass bei einzelnen Unternehmen auch
bei vollstandiger Erreichung der langfristigen Ziele weiterhin
hohe absolute Emissionsmengen verbleiben kénnten, wenn
diese auf dem heutigen Niveau verbleiben.

Auch diese Beobachtung ist im Kontext der jeweils einbezo-
genen Scopes, Zielumfadnge und Ausgangsniveaus zu lesen.
Gerade bei emissionsintensiven Geschaftsmodellen konnen
verbleibende Emissionen im zweistelligen Millionenbereich
mit ambitionierten Reduktionspfaden verbunden sein. Fir
Adressaten ist daher entscheidend, dass Unternehmen

den langfristigen Zielpfad nicht isoliert darstellen, sondern
nachvollziehbar mit dem gesamten Treibhausgasinventar,
den erwarteten Minderungen und den vorgesehenen
Dekarbonisierungshebeln.

Einordnung der Zielambition

Abschlie3end haben wir untersucht, wie die Unternehmen
selbst die Ambition ihrer Treibhausgasreduktionsziele ein-
ordnen. ESRS E1 verlangt, dass Unternehmen angeben,
ob ihre Ziele wissenschaftsbasiert und mit einer Begren-
zung der Erderwarmung auf 1,5°C vereinbar sind. 31 der 34
analysierten DAX-40-Unternehmen beurteilen ihre Ziele als
1,5-°C-kompatibel. Dabei zeigt sich eine starke Bedeutung
der Science BasedTargets initiative (SBTi): 24 dieser Unter-
nehmen geben an, eine ,Validierung” der Ziele durch die
SBTi durchlaufen zu haben. Weitere vier Unternehmen
haben ihre Ziele ohne ,Validierung” an der SBTi-Methodik
ausgerichtet. Drei Unternehmen stltzen ihre Beurteilung
der 1,5-°C-Kompatibilitéat auf andere Grundlagen.

Die hohe Verbreitung von 1,5-°C-Kompatibilitdtsaussagen
ist zunachst ein Hinweis darauf, dass sich viele Unterneh-
men bei der Festlegung ihrer Treibhausgasreduktionsziele
an etablierten externen Referenzrahmen orientieren.

Abbildung 8: Performance gegen selbst gesetzte, langfristige Ziele
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FUr Adressaten ist jedoch entscheidend, dass solche
Aussagen nicht als statische Eigenschaft des Zielsystems
verstanden werden. Wissenschaftsbasierte Reduktionspfa-
de, sektorale Dekarbonisierungsbudgets und Validierungs-
methoden kénnen sich durch neue klimawissenschaftliche
Erkenntnisse wie aktualisierte Emissionsbudgets oder
methodische Weiterentwicklungen dndern. Unternehmen
sollten daher transparent erldutern, auf welcher methodi-
schen Grundlage, welchem Basisjahr und welchem Validie-
rungsstand die Beurteilung der 1,5-°C-Kompatibilitat beruht
und ob bzw. wie die Ziele bei wesentlichen Anderungen der
zugrunde liegenden wissenschaftlichen oder methodischen
Annahmen Uberprift werden.

Abbildung 9: Beurteilt das Unternehmen seine THG-
Reduktionsziele als 1,5-°C-kompatibel?
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Zusammenfassung und Handlungsempfehlungen

Die Analyse der aktuellen Berichtspraxis zeigt, dass Klima-
risiken, Treibhausgasreduktionsziele und Ubergangsplane

in der DAX-40-Berichterstattung bereits breit verankert sind.
Die Unterschiede liegen weniger in der grundsatzlichen
Adressierung der Anforderungen als in der Nachvollziehbar
keit, unternehmensspezifischen Einordnung und VerknUp-
fung der einzelnen Angaben. Unternehmen sollten daher im
Nachhaltigkeitsbericht explizit erlautern, wie die einzelnen
E1-Angaben ineinandergreifen und welches Gesamtbild sich
daraus flr den Stand und die weitere Entwicklung der klima-
bezogenen Transformation ergibt.

Ein zentraler Ansatzpunkt liegt in der praziseren Erlauterung
klimabezogener Risiken. Fir Adressaten ist entscheidend,
dass physische und transitorische Risiken nicht nur abstrakt
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benannt, sondern mit Geschaftsmodell, Standorten, Wert-
schopfungskette, Zeithorizonten und verwendeten Szena-
rien verbunden werden. Unternehmen sollten bei den
Szenarioangaben deshalb nicht nur die verwendeten
Szenarien nennen, sondern auch erlautern, welche Risiken
damit analysiert wurden, welche wesentlichen Annahmen
zugrunde liegen und wie die Ergebnisse die Risikoeinschat-
zung und Resilienzanalyse beeinflusst haben.

Dariiber hinaus gewinnen Ubergangsplane an Aussagekraft,
wenn sie starker operationalisiert werden. Entscheidend ist
die nachvollziehbare Verbindung von Klimazielen, Dekarbo-
nisierungshebeln, Malinahmen, erwarteten Treibhausgas-
reduktionen sowie den hierfiir vorgesehenen finanziellen
Ressourcen. Je klarer diese Elemente miteinander ver-
knUpft sind, desto besser lasst sich beurteilen, wie der
berichtete Transformationspfad in Strategie, Investitions-
planung und operative Steuerung eingebettet ist. Der
Bericht sollte daher je wesentlichem Dekarbonisierungs-
hebel darstellen, welche MalRnahmen vorgesehen sind,
welche Emissionsminderungen damit erwartet werden oder
bereits erreicht wurden, welche finanziellen Ressourcen
hierfir aufgewendet werden und wie diese Angaben mit
den Klimazielen und dem Ubergangsplan zusammenhangen.

Schlief3lich kommt der transparenten Einordnung von Ziel-
systemen besondere Bedeutung zu. Unternehmen sollten
klar erlautern, welche Scopes, Kategorien und Teile des
Treibhausgasinventars von ihren Zielen erfasst werden,
welche Emissionsminderungen bis zu den jeweiligen Ziel-
jahren erwartet werden und welche absoluten Emissionen
bei Zielerreichung verbleiben. Intensitatsziele kdnnen hier
flr eine sinnvolle erganzende Perspektive bieten; fir die
Beurteilung des tatséachlichen Beitrags zur Emissionsmin-
derung bleibt jedoch die Entwicklung der absoluten Emissio-
nen zentral. Bei Aussagen zur wissenschaftlichen Fundie-
rung oder 1,5-°C-Kompatibilitdt sollten Unternehmen zudem
offenlegen, auf welcher Methodik, welchem Validierungs-
stand und welchem Referenzpfad die Beurteilung beruht
und wie mogliche Weiterentwicklungen wissenschafts-
basierter Reduktionspfade eingeordnet werden.

Insgesamt zeigt die Analyse, dass die ndchste Entwick-
lungsstufe der Klimaberichterstattung weniger in der blof3en
Erweiterung einzelner Angaben liegt als vielmehr in deren
besserer Verknlpfung. Klimarisiken, Szenarioanalysen,
Treibhausgasinventar, Ziele, Ubergangsplan, finanzielle
Ressourcen und erwartete finanzielle Effekte sollten
zunehmend so zusammengefihrt werden, dass ein konsis-
tentes und entscheidungsniitzliches Bild der klimabezoge-
nen Transformation entsteht.
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IN ACHT SCHRITTEN ZU AUSSAGEKRAFTIGEN
E1-ANGABEN

1. E1-Angaben konsistent verknlpfen

2. Klimarisiken unternehmensspezifisch erlautern
3. Szenarien nachvollziehbar einordnen

4. Ubergangsplan operationalisiert darstellen

5. Zielumfang transparent abgrenzen

6. Unsicherheiten bei Zielpfaden benennen

7. Performance gegen Ziele erlautern

8. Finanzielle Effekte qualitativ einordnen

Ausblick

Im Rahmen unserer vierteiligen Serie zur Auswertung von
DAX-40-Berichten anhand ausgewahlter Nachhaltigkeits-
themen werden wir in der ndchsten Ausgabe die Berichts-
praxis zu positiven Auswirkungen thematisieren.

© 2026 KPMG AG W
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EU-Kommission veroffentlicht final

lberarbeitete ESRS

Am 3. Juli 2026 veroffentlichte die Europaische Kommission die final Uberarbeiteten European
Sustainability Reporting Standards (ESRS) — ein wichtiger Schritt zur Weiterentwicklung der
Nachhaltigkeitsberichterstattung. Der vorliegende Beitrag ordnet die zentralen Anderungen der
Ubergreifenden Standards sowie der Themenstandards ein und leitet daraus Implikationen fur

die Praxis ab.

Hintergrund zur Uberarbeitung der ESRS

Die Européaische Kommission hatte im Rahmen des ersten
Entwurfs der Omnibus-I-Richtlinie vom 26. Februar 2025
eine Reihe von MafRRnahmen zur EntbUrokratisierung der
Nachhaltigkeitsberichterstattung angestofsen. Im Rahmen
dessen hat die EU-Kommission am 3. Juli 2026 auf Basis
des Technical Advice der EFRAG die umfassend reformier
ten ESRS veroffentlicht (im Folgenden: ESRS (2026)"). Ziel
der Anpassungen war es, die berichtspflichtigen Unterneh-
men durch eine Vereinfachung der ESRS zu entlasten und
gleichzeitig die Aussagekraft der Nachhaltigkeitsberichter
stattung zu erhéhen.

Ubergreifende Anderungen

Die Standards wurden insgesamt in ihrer Struktur starker
angeglichen: Alle Themenstandards weisen jetzt eine
Gliederung nach Konzepten, MafRnahmen, Zielen und
Kennzahlen sowie entsprechende Verweise auf ESRS 2
auf. Im Zuge dessen wurden insbesondere Redundanzen
und Dopplungen gekdrzt.

Aufderdem wurden Definitionen zu entsprechenden
Begrifflichkeiten wie ,Key Materials” (ESRS E5-4 (2026))
und ,,Formulierer” (ESRS E2-5 (2026)) neu eingeflhrt
sowie bestehende Definitionen Uberarbeitet — etwa die
von , Mikroplastik” (ESRS E2-4 (2026)).

Weiter wurde konkretisiert, dass das erste Jahr der Bericht-
erstattung eines Unternehmens sich aus den durch die
aktualisierte CSRD? ergebenden Startpunkten der Berichts-
pflichten ergibt, also unabhangig davon, wann die CSRD in
nationales Recht umgesetzt wurde oder noch wird.

Anderungen in den Cross-Cutting-Standards

ESRS 1 - Allgemeine Anforderungen

Einfiihrung des Prinzips der Fair Presentation

Bislang war umstritten, ob die ESRS als , fair presentation
framework"” oder als ,,compliance framework"” ausgestaltet
sind. ESRS 1 (2026) stellt nun ausdricklich klar, dass die
Nachhaltigkeitsberichterstattung ein den tatsachlichen
Verhéltnissen entsprechendes Bild der im Rahmen der
doppelten Wesentlichkeitsanalyse identifizierten wesent-
lichen Auswirkungen, Risiken und Chancen vermitteln soll,
das heil3t ein ,fair presentation framework” ist. Gleichzeitig
besteht die Grundannahme, dass die Anwendung der ESRS
unter Beachtung der qualitativen Merkmale — insbesondere
Relevanz, glaubwirdige Darstellung, Vergleichbarkeit, Nach-
prifbarkeit und Verstandlichkeit — grundsatzlich zu einer Fair
Presentation flhrt.

Strukturelle Anderung der Berichterstattung

Die unter den Anwendungsanforderungen des ESRS 1
(2023) aufgefiihrten Nachhaltigkeitsaspekte sind in
drei Gliederungsebenen unterteilt:

— Themen (Topics, beispielsweise Arbeitskrafte des
Unternehmens)

— UnterThemen (Sub-Topics wie Arbeitsbedingungen)

— UnterUnterrThemen (Sub-Sub-Topics, etwa sichere
Beschaftigung)

In ESRS 1 (2026) wurde die dritte Gliederungsebene der
Unter-UnterThemen entfernt. Die Breite der abgedeckten
Themen hat sich allerdings in Summe nicht veréndert.

1 Die mit 2026 gekennzeichneten Standard-Referenzen beziehen sich auf die am 3. Juli 2026 veroffentlichten ESRS.

Die 7 ESRS sind Uber die Webseite der EU-Kommission aufrufbar.

2 Corporate Sustainability Reporting Directive (/2 (EU) 2022/2464) i.d.F vom 26. Februar 2026; zuletzt geandert durch Omnibus I.
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https://ec.europa.eu/finance/docs/level-2-measures/csrd-delegated-act-2026-5010-annex_en.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02022L2464-20260318

Zudem ist es nunmehr mdglich, von der durch ESRS 1
vorgeschriebenen Kapitelaufteilung nach Themenstan-
dards begriindet abzuweichen. Demnach ware es denk-
bar, die Berichterstattung zu ESRS S1 vor ESRS E1 vor-
zuziehen oder zuerst Ubergreifende Malinahmen fir alle
als wesentlich identifizierten Themen zu berichten. Dariiber
hinaus wird die Moglichkeit der Verwendung von Zusam-
menfassungen und Anhangen zusatzlich zu den eigent-
lichen ESRS-Kapiteln aufgenommen. Ein Unternehmen
kann beispielsweise vorweg die wichtigsten Informationen
berichten (,,executive summary”) oder Details in Anhéange
verschieben.

Klarstellung der Berichtsgrenzen

Fur die Abgrenzung der eigenen Tatigkeiten (,,own opera-
tions") von der Wertschdpfungskette sehen die ESRS (2023)
fir bestimmte Angaben in ESRS E1, E2 und E4 neben dem
Beherrschungskonzept der Finanzberichterstattung (,, finan-
cial control”) auch die Einbeziehung von Vermdgenswerten,
Produktionsstatten und Unternehmen unter operativer
Kontrolle (, operational control”) vor. Dieser sogenannte

. hybrid approach” wurde vielfach kritisiert, insbesondere
aufgrund der Unterschiede zum Greenhouse Gas Protocol
und zu IFRS S2. ESRS 1 (2026) greift dieses Feedback auf
und stellt kiinftig grundsatzlich auf das Beherrschungs-
konzept der Finanzberichterstattung ab (zu den Sonder-
regelungen im Rahmen der Emissionsberichterstattung,
siehe Abschnitt ESRS E1 — Klimawandel). Zudem wird
klargestellt, dass nichtkonsolidierte Tochterunternehmen
nur dann einzubeziehen sind, wenn von ihnen wesentliche
Auswirkungen fir den Konzern ausgehen.

FUr Leasingverhaltnisse gelten jedoch besondere Regelun-
gen: Auswirkungen aus der Nutzung geleaster Vermdgens-
werte sind dem Leasingnehmer zuzurechnen, wahrend sie
beim Leasinggeber Teil der Wertschépfungskette bleiben.
Weitere Sonderregelungen betreffen gemeinschaftliche
Tatigkeiten (, joint operations”) und Altersversorgungsplane
(,benefit schemes™).

Klnftig kann die Einbeziehung neu erworbenerTochter-
unternehmen in die Nachhaltigkeitsberichterstattung auf
den folgenden Berichtszeitraum verschoben werden. Bei
der VerauRerung von Tochterunternehmen dirfen Wesent-
lichkeitsanalyse und Berichtsgrenzen rickwirkend ange-
passt werden. Ungeachtet dieser Erleichterungen sind
wesentliche Ereignisse im Zusammenhang mit dem
erworbenen oder verdufRerten Tochterunternehmen quali-
tativ zu erldutern, sofern sie die nachhaltigkeitsbezogenen
Auswirkungen, Risiken oder Chancen des Konzerns im
Berichtszeitraum beeinflussen.

Weiterhin wurde der sogenannte , value chain cap” an

die im Omnibus-I-Paket enthaltenen Vorgaben angepasst.
Demnach sollen Unternehmen nur solche Informationen
von nichtberichtspflichtigen Unternehmen ihrer Wertschdp-
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fungskette einholen dirfen, die von dem Nachhaltigkeits-
standard zur freiwilligen Berichterstattung abgedeckt
werden (vgl. Art. 19a Abs. 3 bzw. Art. 29a Abs. 3 CSRD);
dies schitzt nichtberichtspflichtige Unternehmen vor einer
unverhaltnisméaRigen Auskunftspflicht.

Zuletzt wurde eine Erleichterung flir Unternehmen ein-
geflhrt, die Investments flr ihre Kunden treuhanderisch
verwalten, ohne die mit dem Eigentum verbundenen
Risiken und Chancen zu tragen. Die betroffenen Gesell-
schaften missen, sofern sie die in ESRS 1 (2026) festge-
legten Kriterien erfillen, nicht langer Gber die Auswirkun-
gen, Risiken und Chancen im Zusammenhang mit diesen
Investments berichten. Sollte es sich um ein Unternehmen
der Wertschopfungskette handeln, dass die Verwaltung
vornimmt, muss dieses keine Daten zum Investitions-
subjekt bereitstellen.

Méglichkeit der Aggregation

Kinftig besteht neben der Disaggregation unter bestimm-
ten Voraussetzungen auch die Maéglichkeit, Informationen
zu Auswirkungen, Risiken und Chancen zu aggregieren.
Das Aggregationsniveau soll dabei eine wahrheitsgetreue
Darstellung unterstitzen und kann beispielsweise nach
Themen, Sektoren, Tochtergesellschaften, Geografien
(,geographies’ Erlduterung im Glossar in Annex Il der
ESRS) oder Vermdgenswerten erfolgen. Ziel ist eine hdhere
Flexibilitdt der Berichterstattung, ohne wesentliche Infor
mationen zu verschleiern. Auswirkungen, Risiken und
Chancen, die nur einzelne Teile des Konzerns betreffen,
sind weiterhin auf Ebene der betroffenen Tochtergesell-
schaften zu berichten.

Einfiihrung des Konzepts ,,undue cost or effort”

Die ESRS (2023) berlcksichtigen, dass insbesondere in
den ersten Jahren fiir die Berichterstattung notwendige
Informationen lber die Wertschopfungskette nicht mit
zumutbaren Anstrengungen erlangt werden kénnen. Far
den Umgang mit Situationen, in denen praktische Schwie-
rigkeiten bei der Informationserhebung fir die eigenen
Tatigkeiten entstehen, enthalten die ESRS bislang keinerlei
Regelungen.

Diesem Kritikpunkt wird nun durch die EinfUhrung des aus
den IFRS bekannten Undue-Cost-or-Effort-Konzepts Rech-
nung getragen. Dieses besagt, dass Unternehmen bei der
Erstellung des Berichts auf angemessene (,,reasonable”)
und belegbare (, supportable”) Informationen zurlickgreifen
sollen, ohne dass hierflr ein unverhaltnismafRiger Aufwand
oder unangemessene Kosten entstehen. Dieses Konzept
greift gemaf ESRS 1 (2026) insbesondere bei der Identifi-
zierung wesentlicher Auswirkungen, Risiken und Chancen,
Bestimmung des Berichtsumfangs zur Wertschdpfungsket-
te, bei der Erhebung von Informationen zur Ermittlung der
Kennzahlen sowie der aktuellen und erwarteten finanziellen
Effekte.
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Darlber hinaus wurden Vereinfachungen bezogen auf die
Berechnung der Kennzahlen eingefiihrt:

Zum einen wird klargestellt, dass bei Berechnungen von
Kennzahlen Geschaftsbereiche ausgeschlossen werden
dirfen, sofern und soweit diese keinen signifikanten
Einfluss auf die Auswirkungen, Risiken und Chancen haben
und die Fair Presentation weiterhin sichergestellt ist.

Zum anderen kénnen Geschéftsbereiche auch dann von der
Ermittlung einer Kennzahl ausgeschlossen werden, wenn
die Datenerhebung mit unverhaltnismafiigen Kosten oder
Aufwand verbunden sein sollte. Es ist davon auszugehen,
dass die Anforderungen an eine begriindete Inanspruch-
nahme im Zeitverlauf steigen, insbesondere mit zunehmen-
dem Reifegrad der Nachhaltigkeitsberichterstattung.

Erganzende qualitative Angaben sind jeweils bei der
Inanspruchnahme beider Vereinfachungen vom Unter
nehmen zu tatigen.

Neben dem vorgenannten Konzept kann die Bericht-
erstattung von Informationen unter bestimmten Voraus-
setzungen unterlassen werden, sofern die Offenlegung
die wirtschaftliche Stellung des Unternehmens ernsthaft
beeintrachtigen wirde (,seriously prejudicial”).

Verdnderungen beziiglich der Wesentlichkeitsanalyse
Die ersten praktischen Erfahrungen aus der Umsetzung der
Wesentlichkeitsanalyse haben gezeigt, dass die Bewertung
einer grofRen Anzahl an Auswirkungen, Risiken und Chancen
unter BerUcksichtigung der jeweiligen Kriterien mit hohem
Aufwand verbunden sein kann. ESRS 1 (2026) hélt grund-
satzlich an der doppelten Wesentlichkeitsanalyse und den
Bewertungskriterien fest, stellt aber klar, dass eine detail-
lierte Bewertung nur fir potenziell wesentliche Auswirkun-
gen, Risiken und Chancen notwendig ist, die nicht auf Basis
der Analyse des Geschaftsmodells, der Strategie und der
Wertschopfungskette schon als offensichtlich wesentlich
oder unwesentlich eingeschatzt werden kénnen (,Top-
down-Ansatz").

PRAXISBEISPIEL

Ein produzierendes Unternehmen mit hohem Energie-
verbrauch sowie hohen Scope-1- und Scope-2-Treib-
hausgasemissionen (THG-Emissionen) kommt zu dem
Ergebnis, dass das Thema Klimawandel sowie die damit
verbundenen Auswirkungen und Risiken offensichtlich
wesentlich sind. Auch wenn es weiterhin die jeweiligen
wesentlichen Auswirkungen und Risiken fir die
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Berichterstattung zum Klimawandel identifizieren und
beschreiben muss, kann es beispielsweise auf eine
detaillierte Bewertung der Auswirkungen nach dem
Konzept der Schwere (, severity”) und auf damit ver
bundene Nachweise zur Begriindung der Wesentlichkeit
verzichten.

Die ESRS (2023) sehen keine Regelungen vor, ob und
inwieweit MaRnahmen zur Vermeidung, Mitigation, Beseiti-
gung, Minimierung oder Wiedergutmachung von negativen
Auswirkungen bei der doppelten Wesentlichkeitsanalyse
berlcksichtigt werden dirfen. Diese Regelungslicke flihrte
in der Praxis zu unterschiedlichen Vorgehensweisen (Brutto-
versus Netto-Betrachtung) und damit zu einer erheblichen
Diversitat bei der Beurteilung von Nachhaltigkeitsthemen.

Zur SchlieRung dieser Regelungsliicke enthéalt ESRS 1 (2026)
nun Vorgaben, wie mit derartigen MalRnahmen umgegan-
gen werden soll, wobei zwischen potenziellen und tatsach-
lichen negativen Auswirkungen zu unterscheiden ist. Der
Schweregrad der tatsachlichen negativen Auswirkungen ist
ein Indikator fir die Existenz und Effektivitat der vor inrem
Eintritt implementierten préventiven oder mitigierenden
Malnahmen, sodass derartige Maflinahmen bei der Bewer-
tung von tatsachlichen negativen Auswirkungen bericksich-
tigt werden sollen. Im Hinblick auf potenzielle (zuklnftige)
negative Auswirkungen dirfen implementierte Mafinahmen
allenfalls dann berlcksichtigt werden, wenn vernlinftiger
weise angenommen werden kann, dass diese MalRnahmen
die Eintrittswahrscheinlichkeit oder den Schweregrad
wirksam reduzieren. Maflinahmen oder Konzepte, die

erst zuklnftig implementiert werden sollen, dirfen nicht

in die Wesentlichkeitsbeurteilung einbezogen werden. Im
Berichtszeitraum ergriffene oder zuklnftig geplante Maf3-
nahmen zum Ausgleich oder zur Kompensation negativer
Auswirkungen nach deren Eintritt (RemediationsmafRnah-
men) sollen weder bei der Bewertung tatsachlicher noch
bei der Bewertung potenzieller negativer Auswirkungen
Beriicksichtigung finden.

Zugleich stellen die ESRS (2026) klar, dass Informationen
Uber Auswirkungen und deren Steuerung durch Konzepte
und Mafinahmen flr die Nutzer des Nachhaltigkeitsberichts
entscheidungsniitzlich sein kdnnen — unabhangig davon,
wie wirksam die Steuerung bereits ist oder wie effektiv

das Thema regulatorisch adressiert wird. In solchen Fallen
kann die Auswirkung trotz bestehender SchutzmalRnahmen
berichtspflichtig bleiben, weil gerade Art, Umfang und
Wirksamkeit der Steuerung fiir das Verstandnis der Aus-
wirkungen wesentlich sind.

ach deutschem Rect Mitglied de

>cht und ein Mitglied de
onal Limited, einer Private English Compan

KPMG!




PRAXISBEISPIEL

Aufgrund des Geschéftsmodells sind die Arbeitskréafte
eines Unternehmens potenziell hohen Gesundheits-
risiken ausgesetzt. Um diesen zu begegnen, hat das
Unternehmen ein umfassendes Gesundheits- und
Arbeitsschutzsystem eingerichtet. Im Berichtszeitraum
haben sich keine Arbeitsunfalle ereignet.

Unter Berlcksichtigung der vorgenannten Umstande
kommt das Unternehmen zu dem Schluss, dass keine
(wesentlichen) tatsachlichen negativen Auswirkungen
bestehen.

Bei der Bewertung potenzieller negativer Auswirkungen
dirfen die bestehenden SchutzmaRnahmen jedoch nur
berlicksichtigt werden, soweit verniinftigerweise ange-
nommen werden kann, dass sie Schweregrad oder
Eintrittswahrscheinlichkeit wirksam reduzieren. Soweit
das hohe Gefdhrdungspotenzial nur durch ein dauerhaft
aufwéandiges Schutzsystem beherrscht wird, kann
gerade die Abhangigkeit von diesem System ent-
scheidungsniitzlich sein. Das Unternehmen kann daher
zu dem Ergebnis gelangen, dass Gesundheits- und
Arbeitsschutz aufgrund wesentlicher potenzieller
negativer Auswirkungen weiterhin ein wesentliches
Thema ist und deshalb Uber die bestehenden Konzepte,
Mafinahmen und deren Wirksamkeit zu berichten ist.

AuRRerdem wird die Bedeutsamkeit des Konzepts der
Informationswesentlichkeit in ESRS 1 (2026) deutlicher
herausgestellt. Danach sollen die konkreten Angaben der
ESRS nur dann berichtet werden, wenn diesen wesentliche
Informationen zugrunde liegen. Wesentlichkeit liegt in
diesem Zusammenhang vor, sofern die Information als
entscheidungserheblich fir die Stakeholder der Berichter
stattung (,,primary user” und , other user”) ist oder sie
allgemein notwendig ist, um die wesentlichen Auswirkun-
gen, Risiken und Chancen inklusive ihrer Ermittlung und
Steuerung zu verstehen. Klargestellt wird auch, dass dieses
Konzept auf alle Angabepflichten angewendet werden soll.

ESRS 2 - Aligemeine Angaben

Uberarbeitung der Mindestanforderungen

In den ESRS (2023) waren die detaillierten Angabepflichten
zu Konzepten, MaRnahmen, Zielen und Kennzahlen in den
Mindestanforderungen (Minimum Disclosure Requirements,
MDRs) sowie spezifizierend in den Themenstandards ent-
halten. Im Gegensatz dazu wurde in den ESRS (2026) mit
der Einflhrung der General Disclosure Requirements (GDR)
als Ersatz fr die Mindestanforderungen der prinzipienba-
sierte Ansatz bestérkt; die oben genannten Informationen
aus den themenspezifischen Standards wurden tberwie-
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gend gestrichen. Lediglich einzelne konkrete themenspezifi-
sche Angaben finden sich in den themenspezifischen
Standards selbst. Aufderdem ergibt sich durch die Mdglich-
keit des Management Approach eine flexiblere Berichter
stattung: Ein Unternehmen kann etwa — abhéngig von
seiner internen Organisation — ein Konzept flr ein ganzes
Thema (zum Beispiel Menschenrechte), ein Konzept fir eine
Gruppe wesentlicher Auswirkungen, Risiken und Chancen
(zum Beispiel Luft- und Bodenverschmutzung) oder ein
Konzept fiir alle wesentlichen Auswirkungen, Risiken und
Chancen (THG Scope 3, Wasserverbrauch etc.) berichten.

Umstrukturierung und Vereinfachung der Bericht-
erstattung zum DMA-Prozess

Die Angaben zur doppelten Wesentlichkeitsanalyse (DMA)
wurden vereinfacht, insbesondere durch die Verklrzung
von tiefergehenden Angaben zu Umfang und Bewertungs-
methodik. Es wird zudem betont, dass standardisierte
sowie generische Angaben ohne Unternehmensbezug

(., boilerplate”) vermieden werden sollen.

Beibehalten wurden die Angaben zur Konsultation von
Stakeholdern und externen Expertinnen und Experten.

Erwartete finanzielle Auswirkungen

Zur Darstellung der erwarteten finanziellen Auswirkungen
von Risiken und Chancen sollen quantitative Angaben
berichtet werden, wahrend die Option besteht, ausschlielR-
lich qualitative Angaben offenzulegen, sofern die Unter
nehmen die erwarteten finanziellen Auswirkungen nicht
quantifizieren kénnen. Dadurch wird die Interoperabilitat mit
den Standards des International Sustainability Standards
Boards (ISSB) bestarkt.

Zudem wurde fir diese Angabepflicht der Phase-in
verlangert. Davon ausgenommen sind die Angaben zu
Auswirkungen auf Buchwerte durch klimabezogene
Ubergangsrisiken sowie physische Klimarisiken.

Anderungen in den Umweltstandards

ESRS E1 - Klimawandel

Angaben zum Ubergangsplan werden klargestellt

In ESRS E1-1 (2026) werden die verpflichtendem Angaben
zum Ubergangsplan konzentriert zusammengefasst und
in den begleitenden Anwendungsrichtlinien erldutert:

Sofern ein Ubergangsplan existiert, sind die fiinf Haupt-
merkmale des Plans weiterhin zu beschreiben: Emissions-
reduktionsziele, Dekarbonisierungshebel, Schllssel-
malinahmen, Finanz- und Investitionsplanung, Rolle der
Geschaftsfithrungs- und Uberwachungsorgane sowie
Einbettung in das Geschaftsmodell. Eine Verpflichtung,
dariiber hinaus detaillierte interne Informationen Gber

die Steuerung und Verwaltung des Ubergangsplans offen-
zulegen, besteht indes nicht.
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ESRS E1-1 (2026) fordert eine Angabe, ob der Ubergangs-
plan des Unternehmens kompatibel mit dem Ziel der
Begrenzung der Erderwarmung auf 1,5 °C ist. Damit wird
eine in der Praxis bisher bestehende Unsicherheit adres-
siert: Der Ubergangsplan muss nicht zwingend kompatibel
mit dem 1,5-°C-Ziel sein. Sofern eine solche Kompatibilitat
des Ubergangsplans nicht besteht, ist dies von dem Unter-
nehmen anzugeben; weitere erlauternde Angaben sind in
diesem Fall erforderlich.

ESRS E1-1 (2023) forderte von Unternehmen mit taxo-
nomiefahigen Wirtschaftstatigkeiten zum , Klimaschutz”
und ,Anpassung an den Klimawandel eine Erlauterung
samtlicher vorhandener Ziele und Plane, um fir diese
Wirtschaftstatigkeiten Taxonomiekonformitat i. S. d. EU-Tax-
VO? herzustellen. Dieses Erlauterungserfordernis wurde

im ESRS E1 (2026) ersatzlos gestrichen.

Angabepflichten zu klimabezogenen Risiken, Szenario-
analyse und Resilienz in Bezug auf den Klimawandel
ESRS E1-2 (2026) fordert einzelne, konkrete Angaben zu
klimabezogenen Risiken, ESRS E1-3 (2026) vertiefende
Angaben zur Resilienz des Unternehmens in Bezug auf
klimabezogene Risiken.

Sowohl ESRS E1-2 (2026) als auch ESRS E1-3 (2026) enthal-
ten Angabepflichten bei Verwendung von klimabezogenen
Szenarioanalysen. In der Praxis bestand teils eine Unsicher-
heit, ob und inwieweit klimabezogene Szenarioanalysen
verpflichtend anzuwenden sind. In der neuen Fassung des
ESRS E1 (2026) wird nun klargestellt, dass Angabepflichten
nur dann bestehen, sofern klimabezogene Szenarioanalysen
vom Unternehmen zur ldentifikation klimabezogener
Risiken und/oder der Durchflihrung einer Resilienzanalyse
verwendet werden. Eine regulatorische Verpflichtung zum
Einsatz von klimabezogenen Szenarioanalysen entsteht aus
den Berichtsanforderungen nicht.

Gleichwohl muss ein Unternehmen, das klimabezogene
Szenarioanalysen durchflihrt, dariber berichten, ob fir
physische Risiken ein Hoch-Emissions-Szenario und

fur Ubergangsrisiken ein mit dem 1,5-°C-Ziel kompatibles
Szenario verwendet wurde. Dadurch wird transparent,
wenn diese Szenarien der Analyse nicht zugrunde gelegt
werden.

Bestimmung der Berichtsgrenzen zu THG-Emissionen
Ausgangspunkt der Berichtsgrenzen zu THG-Emissionen
sind die Berichtsgrenzen, die sich aus dem Beherrschungs-
konzept (,financial control”) ergeben. Alternativ kénnen

nunmehr die Berichtsgrenzen nach dem Konzept der
operativen Kontrolle oder dem Equity Share bestimmt
werden. Somit enthélt der ESRS E1 (2026) dieselben
Optionen zur Bestimmung der Berichtsgrenzen flir THG-
Emissionen wie das GHG-Protokoll (2024)*. Zu beachten
ist jedoch, dass unabhangig vom gewahlten Konzept zur
Bestimmung der Berichtsgrenzen die spezifischen Regelun-
gen zur Berlcksichtigung von Leasing, Altersversorgungs-
planen (, benefit schemes”) und gemeinschaftlichen
Tatigkeiten (,joint operations”) des ESRS 1 (2026) zu
berlcksichtigen sind (vgl. unsere Ausfihrungen unter
ESRS 1). Die ESRS haben sich somit zwar an das GHG-
Protokoll (2024) angenahert, aber nicht angeglichen.

Die Berichterstattung zur Treibhausgasintensitat in Relation
zu den Nettoumsatzerlosen ist nicht mehr Bestandteil der
Berichtspflichten.

Angaben zu erwarteten finanziellen Auswirkungen
Unter ESRS E1-11 (2026) sind weiterhin themenspezifische
Angaben zu erwarteten finanziellen Auswirkungen fir
klimabedingte physische Risiken und Ubergangsrisiken

zu machen.

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen missen jedoch
nicht langer auf Posten des Jahres- bzw. Konzernabschlus-
ses Ubergeleitet werden. \Weitere Erleichterungen ergeben
sich durch die Reduzierung der geforderten Angaben zu
klimabezogenen Chancen.

ESRS E2 - Umweltverschmutzung
Wesentlichkeitsorientierte Berichterstattung (iber
Schadstoffemissionen

Laut der Angabepflicht des ESRS E2-4 (2023) sind bislang
alle Schadstoffe anzugeben, die in Annex |l der E-PRTR®
genannt werden und die das berichtende Unternehmen
emittiert. In ESRS E2-4 (2026) wird die Angabepflicht
starker an der Wesentlichkeit ausgerichtet: Anstelle der
bisherigen Berichterstattung sind klinftig nur noch wesent-
liche Schadstoffemissionen offenzulegen. Die in der
E-PRTR-Verordnung und in der Industrial Emissions Portal
Regulation (IEPR)® enthaltenen Schadstoffe sowie Schwel-
lenwerte dienen dabei als methodische Orientierungshilfe
zur Bestimmung der zu berichtenden Schadstoffe bzw. zur
Bestimmung ihrer Wesentlichkeit. Die IEPR hat die Liste der
Schadstoffe aus Annex Il der E-PRTR um drei Stoffe ergéanzt;
Schwellenwerte fir bereits in der E-PRTR vorhandene
Schadstoffe werden in der IEPR nicht angepasst.

3 Verordnung iber die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU)

2019/2088 (~ VO (EU) 2020/852).

4 2 The Greenhouse Gas Protocol — A Corporate Accounting and Reporting Standard (revised editon, 2024).

5 E-PRTR-Verordnung — European Pollutant Release and Transfer Register (2 (EG) Nr. 166/2006).

6 IEPTR - Industrial Emissions Portal Regulation 2 (EU) 2024/1244).
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https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2020/852/oj?locale=de
https://ghgprotocol.org/sites/default/files/standards/ghg-protocol-revised.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex:32006R0166
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1244/oj

Angabepflichten nur noch zu primdrem Mikroplastik
Die quantitative Angabepflicht zu Mikroplastik in ESRS E2-4
(2026) ist kinftig auf primares Mikroplastik begrenzt, wel-
ches das Unternehmen herstellt oder in seinen Produkten
verwendet bzw. direkt in die Umwelt freigesetzt wird.
Angaben zu sekundarem Mikroplastik sind nicht erforder-
lich. Die Definition von ,, Mikroplastik” im Glossar wurde

in diesem Zusammenhang Uberarbeitet und enthalt unter
anderem Abgrenzungsmerkmale zwischen priméarem und
sekundarem Mikroplastik.

Kennzahlen zu SoC (Substances of Concern) und

SVHC (Substances of very high Concern)

Die Angabepflichten zu SoC und SVHC werden nach ESRS
E2-5 (2026) kinftig starker nach der Rolle des Unterneh-
mens entlang der Wertschopfungskette differenziert:
Wahrend ,Hersteller’ ,,Formulierer” und , Importeure”

der chemischen Industrie (basierend auf NACE-Codes)
umfassend sowohl Gber SVHC als auch Uber SOC berich-
ten mussen, beschranken sich die Anforderungen fir reine
Nutzer auf die Offenlegung von SVHC. Definitionen der
Begriffe ,,Hersteller’ ,,Formulierer’, ,, Importeure” und , Nut-
zer (von Stoffen)” wurden in das Glossar aufgenommen.
Die SVHC sind dabei nach Gefahrenklassen gemafs der
CLP-Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 zu gruppieren. Damit
wird die Berichtspflicht starker an die tatsachliche Einfluss-
und Steuerungsmaoglichkeit des Unternehmens angepasst.

Zur Herstellung einer Annaherung an andere europaische
Informationspflichten wurde, in Einklang mit Art. 33 der
REACH-Verordnung, ein Schwellenwert flr die Berichter-
stattung der SVHC eingeflhrt. Eine Berichtspflicht besteht,
sofern die SVHC in einer Konzentration von 0,1 Massen-
prozent in den betreffenden Erzeugnissen enthalten sind.

Die Angabepflicht zu SVHC muss erst ab dem Geschéftsjahr
2028 berichtet werden, sofern das Unternehmen nicht die
SVHC selbst, sondern lediglich Artikel verwendet (, users of
articles”), die SVHC enthalten.

ESRS E3 - Wasser- und Meeresressourcen

E3-Fokus liegt auf Wasser

E3 bezieht sich nun ausschliellich auf die Verwendung
(Entnahmen, Ableitungen, Verbrauch und Speicherung)
von Oberflachenwasser, Grundwasser und Meerwasser.
Der Nachhaltigkeitsaspekt ,Meeresressourcen” wird
durch andere Standards abgedeckt.

Ergédnzung und Streichung von Angabepflichten
Neben dem Verbrauch, der Speicherung und der Wieder
verwendung von Wasser sind nunmehr auch Kennzahlen
zu Wasserentnahme und -ableitung verpflichtend anzuge-
ben. Quantitative Angaben zur Wasserintensitat wurden
gestrichen.
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ESRS E4 - Biologische Vielfalt und Okosysteme
Verpflichtende Angaben zum Ubergangsplan fiir
biologische Vielfalt und Okosysteme

In ESRS E4-1 (2026) wird erstmals eine verpflichtende
Angabe zum Ubergangsplan fiir biologische Vielfalt und
Okosysteme eingefihrt, sofern bei dem Unternehmen
ein entsprechender Plan vorliegt und dessen wesentliche
Merkmale veréffentlicht wurden. Gleichzeitig wird der
Begriff ,, Ubergangsplan fiir biologische Vielfalt und Oko-
systeme” definiert: Ein solcher Plan umfasst insbesondere
Zielsetzungen, zentrale Malinahmen, finanzielle Planung
sowie Governance-Strukturen und beschreibt, wie sich
Strategie und Geschéaftsmodell im Zeitverlauf entwickeln.
Dabei kann der Plan auch Teil eines tibergeordneten Uber-
gangsplans sein, etwa im Zusammenhang mit dem Klima-
schutz.

Standorte in und in der Ndhe von Gebieten mit
schutzbedlirftiger Biodiversitét

Bestimmte Angaben im ESRS E4 (2023) beziehen sich auf
Standorte des berichtenden Unternehmens, die in oder in
der Nahe von Gebieten mit schutzbeddrftiger Biodiversitat,
liegen. Bei der Auslegung des Begriffs ,,in der Nahe”
bestand in der Praxis eine gewisse Unsicherheit. In ESRS
E4-2 (2026) wird der Begriff nun klargestellt. Die Klarstel-
lung ermaoglicht eine einheitlichere Abgrenzung relevanter
Standorte und reduziert den Interpretationsspielraum.

Flr die Standorte des Unternehmens, an denen wesent-
liche Auswirkungen, Risiken oder Chancen im Zusammen-
hang mit biologischer Vielfalt bestehen, ist offenzulegen,
welche biodiversitdtssensitiven Gebiete betroffen sind;
hierzu ist flr jedes relevante Gebiet dessen Name und
Typ anzugeben (ESRS E4-5 (2026)). Unternehmen kénnen
den Detaillierungsgrad der Angaben flexibel festlegen und
Informationen zu Standorten bei vergleichbaren biodiversi-
tatsbezogenen Auswirkungen, Risiken und Chancen
aggregieren, solange die Entscheidungsnutzlichkeit der
Informationen gewahrt bleibt.

Die Verpflichtung zur quantitativen Angabe von Anzahl und
Flache betroffener Standorte (ESRS E4-5 (2023)) wird in der
Uberarbeiteten Fassung aufgegeben.

ESRS E5 - Ressourcennutzung und Kreislaufwirtschaft
Uberarbeitung der Angabepflichten zu
Ressourcenzufliissen

Wahrend bislang Angaben im ESRS Eb5-4 (2023) zu samt-
lichen flr die Herstellung von Produkten und die Erbringung
von Dienstleistungen eingesetzten Materialien verlangt
wurden, konzentriert sich die Berichterstattung kinftig auf
die fur das Unternehmen wesentlichen (, key") Materialien.
Hierunter fallen Materialien, Stoffe, Komponenten oder Pro-
dukte, die fiir die Herstellung oder Lieferung der Produkte
und Dienstleistungen des Unternehmens wesentlich sind.



Unternehmen mussen zunéchst ein Verfahren entwickeln,
mit dem wesentliche (, key"”) Materialien identifiziert
werden. Bei der Identifikation sind sowohl interne Faktoren,
wie Volumen, Kosten oder strategische Bedeutung, als auch
externe Faktoren, wie Auswirkungen auf die Umwelt und
Soziales, regulatorische Anforderungen oder Erwartungen
von Stakeholdern, zu berlicksichtigen.

Damit gewinnt die vorgelagerte Wesentlichkeits- und
Priorisierungsentscheidung des Managements gegenuber
der reinen Datenerhebung an Bedeutung.

Ergénzt werden die geanderten Angabepflichten um
Angaben zu kritischen und strategischen Rohstoffen:
Unternehmen mussen kinftig prifen, ob ihre wesentlichen
(., key”) Materialien kritische oder strategische Rohstoffe
im Sinne des Critical Raw Materials Act (Verordnung (EU)
2024/1252) enthalten. Dies erhoht die Transparenz Uber

die Relevanz solcher Rohstoffe flir das Geschaftsmodell.

Uberarbeitung der Angabepflichten zu
Ressourcenabfilissen

Die Angabepflichten zu Produkten in ESRS E5-5 (2026)
konzentrieren sich kinftig ebenso verstarkt auf wesentliche
(., key") Produkte: Angaben zur Haltbarkeit (, durability”)
und zum Umfang inwiefern die Produkte des Unternehmens
reparierbar (,repairable”) sind, kdnnen nun sowohl quali-
tativ als auch quantitativ gemacht werden, wahrend fir die
Angaben zur Recyclingfahigkeit (,,designed recyclability
rate”) von Produkten und Verpackungen erstmals eine
standardisierte Berechnungsmethode vorgegeben wird.

Anderungen in den themenbezogenen Standards fiir
Soziales (ESRS S1 bis S4) und Unternehmensfiihrung
(ESRS G1)

Anderungen und Klarstellungen von Angabepflichten
ESRS S1- Verpflichtung zur Berichterstattung liber
ESRS S1-5und S1-6

Der Uberarbeitete ESRS S1 (2026) stellt klar, dass die
Angabepflichten ESRS S1-5 (2026) (Merkmale der Arbeit-
nehmer) und ESRS S1-6 (2026) (Merkmale der Fremd-
arbeitskréafte) in jedem Fall zu erflllen sind, wenn wesent-
liche Auswirkungen, Risiken oder Chancen in Verbindung
mit Arbeitnehmer bzw. Fremdarbeitskraften identifiziert
wurden. Durch Anwendung der Wesentlichkeitsanalyse
ware es unter den ESRS (2023) mdglich gewesen, eine
Berichterstattung zu ESRS S1-5 und S1-6 (2023) zu unter-
lassen.
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ESRS S1- Verdnderte Aufschliisselung von
Angabepflichten nach Landern

Nach ESRS S1 (2023) sind bestimmte Kennzahlen (zum
Beispiel zu Beschéaftigtenmerkmalen, tarifvertraglicher
Abdeckung und sozialem Dialog) landerspezifisch offen-
zulegen, wenn das berichtende Unternehmen dort eine

. signifikante Zahl von Beschaftigten” hat. Dies ist der Fall,
wenn mindestens 50 Beschéftigte auf das jeweilige Land
entfallen und diese zugleich mindestens zehn Prozent der
Gesamtbelegschaft ausmachen.

Die Definition von ,signifikante Zahl von Beschéftigten”
wurde in ESRS S1 (2026) angepasst und vereinfacht.
Wahrend bislang eine Kombination aus absoluter und
relativer Schwelle mafdgeblich war, knlpft die neue Rege-
lung an die zehn Lander mit der jeweils hochsten Beschéaf-
tigtenzahl an, sofern dort mindestens 50 Beschaftigte tatig
sind. Damit wird die Ermittlung relevanter Lander prakti-
kabler ausgestaltet, wobei die neue Definition zwar tenden-
ziell zu einer starkeren landerspezifischen Aufschlisselung
fuhrt, den Aufwand fir die Datenerhebung jedoch Uber-
wiegend unverdndert lasst.

ESRS S1- Anpassung der Referenzpunkte zur Bestim-
mung der Vergleichsléhne fiir Lander aulBerhalb der EU
FUr die Angabe zur angemessenen Entlohnung der Beschéf-
tigten des Unternehmens wurde in ESRS S1-9 (2026) Uber
arbeitet, wie Vergleichsloéhne fir Lénder aulRerhalb der EU
zu bestimmen sind:

Unternehmen kénnen nun zwischen zwei Referenzpunkten
waéhlen, die formal nebeneinanderstehen: einem gesetz-
lichen oder kollektivvertraglichen Mindestlohn, der ein
angemessenes Lebensniveau sicherstellt, oder der aner-
kannten Schatzung eines existenzsichernden Lohnniveaus
durch staatliche oder 6ffentlich mandatierte Institutionen
im jeweiligen Land — jeweils unter Berlcksichtigung der
Prinzipien der International Labour Organization (ILO) zur
Bestimmung eines existenzsichernden Lohns. Der ver-
wendete Referenzpunkt ist anzugeben.

Streichungen von Angabepflichten

Im Zuge der Uberarbeitung der ESRS S1 bis S4 sowie G1
(2023) wurden ausgewahlte Datenpunkte ersatzlos gestri-
chen. Dies soll insbesondere den Aufwand fir die Erhebung
granularer Informationen reduzieren. Betroffen sind vor
allem Detailangaben und Disaggregationen. Die folgende
Tabelle stellt ausgewahlte Streichungen einzelner Angabe-
pflichten dar:
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Tabelle 1: Streichungen von Angabepflichten

ESRS
(2023)

ESRS
(2026)

Gestrichene
Angabepflichten

ESRS S1-9 ESRS S1-8 Diversitatsparameter —
Verteilung der Beschéftigten

nach Altersgruppen

ESRS S1-13 ESRS S1-12 Parameter flr Schulungen
und Kompetenzentwicklung —
Geschlechteraufschlisselung

derTrainingsstunden

ESRS S1-14 ESRS S1-13 Parameter flr Gesundheits-
schutz und Sicherheit — Anzahl
der Ausfalltage aufgrund von

Todesfallen

ESRS S1-15 ESRS S1-14 Parameter fir die Vereinbarkeit
von Berufs- und Privatleben —
Prozentsatz der Arbeitnehmen-
den, die eine Arbeitsfreistellung
aus familiaren Griinden in

Anspruch genommen haben

ESRS G1-6 ESRS G1-6 Zahlungspraktiken — durch-
schnittlich bendtigte Zeit zur

Begleichung einer Rechnung

Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

Einzelne Streichungen sind auf konkrete Umsetzungspro-
bleme in der Praxis zurlickzuflihren. So hat die in ESRS G1-6
(2023) geforderte Angabe zum durchschnittlichen Zahlungs-
ziel viele Unternehmen vor signifikante Erhebungsschwie-
rigkeiten gestellt. Ebenso wurde die Kennzahl zu Ausfallta-
gen infolge von Todesféllen im Bereich Arbeitssicherheit
(ESRS S1-13 (2026)) gestrichen, nachdem diese aufgrund
methodischer Unklarheiten und begrenzter Aussagekraft
vielfach kritisiert worden war.

DarUber hinaus sind nun nicht mehr alle schwerwiegenden
Vorfélle in Bezug auf Menschenrechte zu berichten, sondern
ausschlieBlich Vorfalle, die ,, substantiiert und verifiziert"”
sind. Die Spezifizierung, dass nur ,,schwerwiegende” Vor-
félle berichtet werden missen, wurde ersatzlos gestrichen
(ESRS S1-16 (2026)).

Erganzung von Pflichtangaben

Im Rahmen der Uberarbeitung wurden teils bislang frei-
willige (,,may disclose"”) Datenpunkte in verpflichtende
(,shall disclose”) Angabepflichten Uberflihrt. Dies betrifft
beispielsweise Informationen zur Fortbildung der Mitarbei-
tenden in der Beschaffung zu Nachhaltigkeitsthemen (ESRS
G1-2 (2026)). Ebenso wird in ESRS G1-4 (2026) eine ver
pflichtende Angabe zu Verstdlien gegen Anti-Korruptions-
und Anti-Bestechungsvorschriften eingefihrt, wonach
Unternehmen die Anzahl entsprechender Verurteilungen
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und Sanktionen sowie den Gesamtbetrag verhangter
GeldbuRen offenlegen muissen.

Relevanz der Anderungsvorschlage fiir die Bericht-
erstattung 2026

Die delegierte Verordnung zur Uberarbeitung der ESRS
wird nun dem Européischen Parlament und dem Rat der EU
zur Prifung Ubermittelt. Nach Ablauf der zweimonatigen
Prufungsfrist (,,scrutiny period”) sollen die delegierten
Verordnungen nach der Veroffentlichung im EU-Amtsblatt
in Kraft treten. Da es sich um delegierte Verordnungen han-
delt, ist keine Umsetzung in nationales Recht erforderlich.

Hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung fir
Geschéftsjahre mit Beginn zwischen dem 1. Januar und
31. Dezember 2026 ergeben sich drei unterschiedliche
Anwendungsmoglichkeiten:

— Anwendung der ESRS (2023)

— Anwendung der ESRS (2026) oder

— Anwendung der ESRS (2023) mit verschiedenen
Anwendungserleichterungen gemall ESRS 1 (2026)

Dies betrifft unter anderem eine Erleichterung bezliglich
erworbener oder verdufderter Konzerngesellschaften
wéahrend des Geschéftsjahres.

Die vorgenommene Wahl muss seitens des Unternehmens
offengelegt werden.

Implikationen fiir die Praxis

Bereits berichtspflichtige Unternehmen (Welle 1)

Fur Unternehmen, die in der Vergangenheit bereits ihren
Nachhaltigkeitsbericht nach den ESRS (2023) aufgestellt
haben, bieten die Uberarbeiteten ESRS (2026) Moglich-
keiten, den Bericht noch starker auf entscheidungsniitzliche
Informationen auszurichten. Die stérkere Betonung der
Informationswesentlichkeit, die erweiterten Mdglichkeiten
zur Aggregation und zur Flexibilisierung der Berichtsstruktur
konnen dazu beitragen, Berichte zielgerichteter und adres-
satengerechter auszugestalten.

Berichtspflichtige Unternehmen der Welle 1 kénnen von
den Vereinfachungen schon in den Geschaftsjahren mit
Beginn zwischen dem 1. Januar und dem 31. Dezember
2026 profitieren, da der Gesetzgeber die vollstdndige
Anwendung der ESRS (2026) oder alternativ die Anwen-
dung einzelner Erleichterungen bereits fir das kalender-
jahrgleiche Geschéftsjahr 2026 ermdglicht hat.

Der Ubergang auf die ESRS (2026) geht fiir bereits berichts-
pflichtige Unternehmen jedoch auch mit der Herausforde-
rung der Uberpriifung und Anpassung bestehender Pro-
zesse einher. Viele Anderungen der ESRS (2026) betreffen
Definitionen, Berichtsgrenzen, Wahlrechte oder die Aus-
gestaltung einzelner Angabepflichten. Unternehmen sollten
daher nicht per se davon ausgehen, dass bestehende
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Datenerhebungs- und Berichtsprozesse unveréndert fort-
gefuhrt werden kénnen. Vielmehr ist zu prifen, ob sich
Umfang, Detaillierungsgrad oder Art der erforderlichen
Informationen verandert haben und ob bestehende Pro-
zesse diese Anforderungen weiterhin sachgerecht erfillen.

Die starkere Ausrichtung auf Informationswesentlichkeit
und die erweiterten Gestaltungsspielrdume der ESRS
(2026) erhohen zugleich die Bedeutung unternehmens-
spezifischer Beurteilungen: Mehrere Angabepflichten
knUpfen nun starker an die Wesentlichkeit bestimmter
Sachverhalte oder eine vorgelagerte Priorisierung durch das
Unternehmen an. Dies verlagert den Fokus teilweise von
der reinen Datenerhebung auf die nachvollziehbare ldenti-
fikation der flr die Berichterstattung relevanten Sachver-
halte oder Informationen. Unternehmen sollten daher ihre
bestehenden Methoden, Kriterien und Berichtsprozesse
daraufhin Gberprifen, ob sie solche Ermessensentscheidun-
gen hinreichend dokumentieren und begriinden kénnen.

Die Reduzierung einzelner Angabepflichten sollte zudem
nicht vorschnell mit einer entsprechenden Verringerung

des Erhebungsaufwand gleichgesetzt werden. In verschie-
denen Fallen entfallen vor allem bestimmte Detailangaben
oder Disaggregationen von Datenpunkten, wahrend die
zugrunde liegenden Daten und Informationen weiterhin fir
die Berichtspflichten bendtigt werden. Unternehmen sollten
daher sorgfaltig analysieren, welche Daten tatsachlich nicht
mehr erforderlich sind und bei welchen Anderungen sich der
Effekt primar auf die Darstellung im Bericht beschrankt.

Zukinftig berichtspflichtige Unternehmen (Welle 2)
Zukiinftig berichtspflichtige Unternehmen profitieren in
besonderem Maf3e von den Erleichterungen, Klarstellungen
sowie den weniger detaillierten und besser zugdnglichen
Standardtexten. Die Uberarbeitung hat Redundanzen und
Unstimmigkeiten beseitigt, was die Handhabung der
Standards und somit den Einstieg in die Nachhaltigkeits-
berichterstattung erheblich vereinfacht.

Gleichzeitig bleiben die grundlegenden Elemente der
ESRS-Systematik unverdndert: Insbesondere die doppelte
Wesentlichkeitsanalyse sowie die Berichterstattung Uber
wesentliche Auswirkungen, Risiken und Chancen bilden
weiterhin den Ausgangspunkt der Berichterstattung.
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DIE WICHTIGSTEN ANDERUNGEN IN DER DELEGIER-
TEN VERORDNUNG IM VERGLEICH ZUMTECHNICAL
ADVICE DER EFRAG VOM 3. DEZEMBER 2025:

— Weitere Prazisierungen zur Anwendung des Fair-
Presentation-Prinzips, der Aggregation sowie Dis-
aggregation und Anwendung des Top-down-Ansatzes

— Erweiterungen der Mdaglichkeiten, unter bestimmten
Voraussetzungen Informationen nicht berichten zu
mussen

— Verlangerter Phase-in flr Berichterstattung tber
.Anticipated Financial Effects”

— Angabepflicht zur Nichtkompatibilitat eines
Emissionsreduktionsziels mit dem 1,5-°C-Ziel

— Wahlmaoglichkeit zwischen ,, Operational Control”
. Financial Control” und ,, Equity-Share-Ansatz”

— Wesentlichkeitsbeurteilung flr berichtspflichtige
Schadstoffe

— Begrenzung der Angabepflichten auf primares
Mikroplastik

— EinfUhrung eines neuen Phase-ins zu besonders
besorgniserregenden Stoffen

— Begrenzung der berichtspflichtigen Vorfélle in Bezug
auf Menschenrechte auf substantiierte und verifizierte
Vorfélle

— Keine Berichtspflicht fur Investments, die lediglich
treuhanderisch fir Kunden verwaltet werden

— Technische Anpassungen zur besseren Koharenz
mit der Corporate Sustainability Due Diligence
Directive (CSDDD)

— Moglichkeiten der Nutzung bestimmter Erleichterun-
gen aus ESRS (2026) bei Anwendung der ESRS (2023)
im Geschaftsjahr 2026
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Trotz der umfassenden Vereinfachungen sollte der Initial-
aufwand fur die erstmalige Umsetzung der ESRS (2026)
nicht unterschatzt werden. Zahlreiche Angabepflichten
erfordern weiterhin belastbare Verfahren zur Identifikation,
Beurteilung und Dokumentation wesentlicher Sachverhalte.
Unternehmen sollten frihzeitig sicherstellen, dass ent-
sprechende Verantwortlichkeiten, Entscheidungsprozesse
und Dokumentationen etabliert werden. Unternehmen
sind daher gut beraten, die aktuellen Erleichterungen nicht
als Anlass flr weiteres Abwarten zu verstehen, sondern
frlihzeitig die notwendigen Prozesse, Kontrollen und
Governance-Strukturen flr eine belastbare Bericht-
erstattung zu etablieren.

Weiterfiihrende Materialien

Dariliber hinaus verweisen wir noch auf unsere 7 internatio-
nalen KPMG-Veroffentlichungen zu den neuesten Entwick-
lungen hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung.
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0 2 IFRS-RECHNUNGSLEGUNG

[FRS 20 Regulatory Assets and Regulatory
Liabilities - erste praxisorientierte Einordnung

IFRS 20 ist fur preisregulierte Unternehmen mehr als ein Set zusatzlicher Ausweis- oder Angabe-
pflichten. Der Standard fuhrt ein eigenstandiges Bilanzierungsmodell fUr regulatorische Vermogens-
werte und Schulden ein und macht wirtschaftliche Effekte sichtbar, die bislang haufig nur in regula-
torischen Nebenrechnungen oder Management-Analysen nachvollziehbar waren. Fur Unternehmen
in regulierten Branchen kann dies zu einer wesentlichen Veranderung der Finanzberichterstattung
fuhren. Der praktische Mehrwert liegt in einer besseren Verbindung zwischen regulatorischer
Logik, Berichtsperiodenergebnis und kinftigen Zahlungsstromen. Gleichzeitig steigt die Komplexi-
tat der Rechnungslegung, insbesondere in Bezug auf Anwendungsbereich, Bewertung, Datenver-

fugbarkeit, Prozessintegration und Kommunikation gegendber Investoren.

Uberblick

Mit IFRS 20 Regulatory Assets and Regulatory Liabilities
hat das International Accounting Standards Board (IASB)
am 27. Mai 2026 einen neuen IFRS-Rechnungslegungsstan-
dard fir Unternehmen veroffentlicht, die einer bestimmten
Form der Preisregulierung unterliegen. Der Standard ist
fir Geschaftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem

1. Januar 2029 beginnen; eine vorzeitige Anwendung ist
zuldssig. Das fur EU-Anwender erforderliche EU-Endorse-
ment steht noch aus und diirfte mit Blick auf den lang-
jahrigen, diskussionsreichen Entwicklungsprozess des
Standards kein Selbstlaufer werden. Die 21 EFRAG hat
sich beispielsweise bereits flr eine Verschiebung des
Erstanwendungszeitpunkts auf den 1. Januar 2030 aus-
gesprochen. IFRS 20 ersetzt IFRS 14 Regulatory Deferral
Accounts. Anders als beim Vorganger ist die Anwendung
des IFRS 20 fir alle Unternehmen, die die Anwendungs-
voraussetzungen erflllen, verpflichtend.

Bisher bestand weitreichende diversity in practice hinsicht-
lich der bilanziellen und erfolgsrechnerischen Abbildung von
den durch IFRS 20 erfassten Geschéaftsmodellen, wie etwa
Strom-, Wasser- oder Gasversorgung. Ziel des IFRS 20 ist
es, Abschlussadressaten ein transparenteres und vollstan-
digeres Bild davon zu vermitteln, wie bestimmte Preisregu-
lierungen die Vermogens- Finanz- und Ertragslage eines
Unternehmens beeinflussen. Im Mittelpunkt steht dabei
nicht die Preisregulierung als solche, sondern die Frage, ob
aus einer regulatorischen Vereinbarung (regulatory agree-
ment) durchsetzbare gegenwartige Rechte oder Verpflich-
tungen (enforcable present rights/enforcable present obli-
gations) entstehen, die dann nach IFRS 20 als regulatory
assets und regulatory liabilities zu erfassen sind.

© 2026 KPMG AG Wirtschaftsprifungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der
globalen KPMG-Organisation unabhangiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English Company
Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten
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Grundbegriffe

.IFRS 20 fiihrt einen , Overlay“-Ansatz ein, bei dem
die Umsatzerldse nach IFRS 15 durch zuséatzliche
Erlésabweichungen aus dem regulatorischen Rahmen-
werk adjustiert werden.”

Ausgangspunkt ist ein in der Praxis haufiges Spannungsfeld:
Ein Unternehmen verkauft in einer Berichtsperiode GUter
oder Dienstleistungen und berechnet seinen Kunden auf
Grundlage eines regulierten Preises (regulated rate) eine fir
diese Berichtsperiode zulassige Vergltung. Diese wird nach
IFRS 15 Revenue from Contracts with Customers als
Umsatz erfasst. Die so ermittelte IFRS-15-Vergltung kann
von der VergUtung abweichen, die das regulatorische
Rahmenwerk insgesamt fir diese Berichtsperiode als
zulassig vorgibt (sogenannte zuldssige Gesamtverglitung,
im englischen Original als total allowed compensation
bezeichnet). Abweichungen kénnen in Form von Uber- oder
Unterschreitungen entstehen. Sofern das regulatorische
Rahmenwerk das Unternehmen berechtigt, Unterschreitun-
gen in spateren Berichtsperioden durch eine Erhéhung der
regulierten Vergltung gegentber der ,, Gesamtheit der
Kunden" quasi ,nachzuerheben’, fordert IFRS 20, diese
Ansprliche bereits in der gegenwartigen Berichtsperiode
abzubilden — und die Ertragslage an der zuldssigen Gesamt-
verglitung statt am IFRS-15-Umsatz auszurichten. Gleiches
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gilt umgekehrt bei Uberschreitungen, die in spateren
Berichtsperioden durch eine Reduktion der regulierten
Vergltung gegenUber der ,Gesamtheit der Kunden"” quasi
.zurlckzuerstatten” sind; diese sind nach IFRS 20 als
Schulden anzusetzen. Fir den Bilanzleser wird durch die
Abbildung regulatorischer Vermdégenswerte und regulatori-
scher Schulden sowie daraus resultierender regulatorischer
Ertrdge und regulatorischer Aufwendungen eine wichtige
Informationslicke geschlossen.

Abbildung 1: Regelungskontext des IFRS 20
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IFRS 20 sieht also einen ,, Overlay“-Ansatz flr die Erfassung
der total allowed compensation vor, bei dem zunachst die
Vorschriften der bestehenden IFRS-Rechnungslegungsstan-
dards, einschlief3lich IFRS 15, anzuwenden sind. Anschlie-
Rend erfasst das Unternehmen regulatorische Vermégens-
werte/Ertrdge und regulatorische Schulden/Aufwendungen
fUr Differenzen zwischen den Umsatzerlésen nach IFRS 15
und der total allowed compensation flr die Berichtsperiode.

Die nachfolgende Abbildung fasst den skizzierten Rege-
lungskontext zusammen:
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Besonders relevant wird IFRS 20 typischerweise in
Branchen mit langfristig regulierten Infrastrukturen, etwa
Strom- und Gasnetzen, Wasserversorgung, Abwasserent-
sorgung, Fernwérme, Schieneninfrastruktur oder vergleich-
baren Versorgungsleistungen. Der Standard ist jedoch nicht
auf klassische Energie- und Versorgungsunternehmen
beschrankt. Auch andere Unternehmen konnen betroffen
sein, wenn ihre Preise so reguliert werden, dass eine in
einer Berichtsperiode entstandene regulatorische Vergiitung
erst in einer anderen Berichtsperiode Uber Preise realisiert
wird. Umgekehrt fihrt eine allgemeine Preisaufsicht, ein
Genehmigungsvorbehalt oder eine bloRe Obergrenze flr
Preise nicht automatisch zur Anwendung von IFRS 20.

Unternehmen kénnen in den Anwendungsbereich von

IFRS 20 fallen, auch wenn ihre Hauptgeschéaftstatigkeit nicht
in preisregulierten Aktivitaten besteht. Mafdgeblich ist
vielmehr, ob sie einzelne regulatorisch erfasste Aktivitaten
auslben, etwa den Betrieb von Infrastrukturen oder Netzen,
die in den Anwendungsbereich von IFRS 20 fallen.
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Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

Ein Praxisbeispiel aus dem Bereich der Energienetzbetrei-
ber ist im Artikel ,,Auswirkungen von IFRS 20 Regulatory
Assets and Regulatory Liabilities auf die Bilanzierung von
Energienetzbetreibern” ab Seite 31 dieser Ausgabe der
Accounting News abgebildet.

Anwendungsvoraussetzungen

KERNAUSSAGE:

.IFRS 20 ist anzuwenden, wenn eine Preisregulierung
zu zeitlichen Differenzen flhrt. Reine Preisobergrenzen
reichen regelméaRig nicht aus.”

Zur ldentifizierung des Anwendungsbereichs des IFRS 20
sind die folgenden Fragen zu analysieren:
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Abbildung 2: Anwendungsbereich des IFRS 20

Nein
Das Unternehmen und ein Regulator sind Parteien einer Regulierungsvereinbarung.
1 Ja
Die Regulierungsvereinbarung legt den regulierten Preis (Rate) fest, den das Unternehmen seinen Nein
Kunden fir die gelieferten GUter oder Dienstleistungen berechnen darf.
1 Ja
Ein Teil der regulatorisch zugestandenen Vergitung fir GUter oder Dienstleistungen einer Periode Nein
wird Uber den regulierten Preis in einer anderen Periode (Vergangenheit oder Zukunft) an die
Kunden weitergegeben, sodass eine zeitliche Differenz entsteht.
Ja
1 IFRS 20 ist

IFRS 20 ist anzuwenden

Nicht jede Preisregulierung fallt automatisch in den
Anwendungsbereich des IFRS 20.

Erforderlich ist eine regulatorische Vereinbarung, die drei

wesentliche Merkmale kumulativ aufweisen muss:

— Sie begriindet durchsetzbare gegenwartige Rechte
und durchsetzbare gegenwartige Verpflichtungen.

— Ein Regulator ist Vertragspartei.

— Die Vereinbarung legt fest, wie die Regulierungsbehoérde
den regulierten Preis bestimmt, den ein Unternehmen fir
seine Guter oder Dienstleistungen in Rechnung stellt.

Regulatorische Vereinbarungen kdnnen verschiedene

Formen annehmen, darunter:

— Vertragliche Lizenzvereinbarung zwischen einem
Unternehmen und einem Regulator

— Dienstleistungskonzessionsvereinbarung oder

— Reihe von Rechten und Bedingungen, die durch Gesetze,
Rechtsvorschriften oder Verordnungen auferlegt werden

Der Regulator kann eine staatliche Behorde, eine gesetz-
lich eingerichtete Stelle oder eine andere Institution sein,
die aufgrund von Gesetz, Verordnung oder vergleichbarer
Regelung zur Festlegung der Preise befugt ist. Fir Unter-
nehmen ist deshalb nicht allein die Bezeichnung des
nationalen Regulierungsmodells mafigeblich, sondern die
konkrete rechtliche und wirtschaftliche Wirkung des jeweili-
gen Mechanismus. Fir die Praxis wird daher die Abgren-
zung zwischen bloRer Preisaufsicht, allgemeiner Markt-
regulierung und einer IFRS-20-relevanten Rate Regulation
eine zentrale Erstanalyse darstellen.

Die regulatorische Vereinbarung legt den regulierten Preis
fest. Beispiele, wann ein regulierter Preis vorliegt, sind:
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nicht anzuwenden

Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

— Ein von dem Regulator gemalR Vereinbarung bestimmter
Festpreis

— Ein Festpreis, der von einem Unternehmen nach den
in Gesetzen oder Vorschriften festgelegten Grundsatzen
berechnet wird, wobei der Tarifbildungsprozess von
einem Regulator Gberwacht wird

— Eine von einem Regulator gemaf Gesetzen oder
Vorschriften festgelegte Preisspanne, innerhalb derer
ein Unternehmen flexibel den Preis festlegen kann,
den es seinen Kunden in Rechnung stellt.

IFRS 20 findet nur Anwendung, wenn der gemaf3 den
Bestimmungen der regulatorischen Vereinbarung festgeleg-
te regulierte Preis zeitliche Differenzen (timing differences)
verursacht. Zeitliche Differenzen entstehen, wenn ein Teil
der zuldssigen Gesamtvergdlitung flr in einer Berichtsperio-
de gelieferte Waren oder erbrachte Dienstleistungen den
Kunden Uber den regulierten Preis fir Waren oder Dienst-
leistungen in einer anderen Berichtsperiode in Rechnung
gestellt wird.

Allerdings sind nicht alle Differenzen zwischen der zuldssi-
gen Gesamtverglitung und den Umsatzerldsen nach IFRS 15
zeitliche Differenzen. Die folgenden Differenzen flihren bei-
spielsweise nicht zu zeitlichen Differenzen:

— Permanente Bewertungsdifferenzen (measurement
differences): Solche Unterschiede gleichen sich im Laufe
der Zeit nicht aus. Sie kdnnen beispielsweise entstehen,
wenn der Regulator die Vergttung auf folgender Grund-
lage festlegt:

— Nach einem anderen Rechnungslegungsrahmen

— Nach Referenzaufwendungen auf der Grundlage
einer Vergleichsgruppe

— Schéatzung der Aufwendungen (die nicht um etwaige
Abweichungen von den tatsachlichen Aufwendungen
aktualisiert wird)
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— Unterschiede im Zusammenhang mit der Anwendung
von IFRS 15: Wenn die Differenz beispielsweise allein
aus dem IFRS-15-Constraint fUr variable Gegenleistungen
resultiert, liegt keine zeitliche Differenz im Sinne des
IFRS 20 vor.

BEISPIEL: REGULATORISCHE VEREINBARUNG
FUHRT NICHT ZU ZEITLICHEN DIFFERENZEN

Bank B ist Vertragspartei einer regulatorischen Verein-
barung mit Aufsichtsbehoérde G. Im Rahmen dieser
Vereinbarung legt G eine Zinsobergrenze fest, die den
Zinssatz begrenzt, den B ihren Kunden in dem betreffen-
den Zeitraum berechnen darf. G passt die Obergrenze in
regelmafkigen Abstdnden an.

In diesem Fall sind B und G Vertragsparteien einer
regulatorischen Vereinbarung, die den Zinssatz festlegt,
den B ihren Kunden in dem betreffenden Zeitraum
berechnen darf. Es besteht jedoch fir B weder ein
Recht noch eine Verpflichtung, kiinftige Zinssatze an
die Auswirkungen der Zinsobergrenze anzupassen, die
fur im laufenden Zeitraum gewahrte Kredite gilt. Daher
entstehen aus der Anwendung der Obergrenze keine
zeitlichen Differenzen.

Da durch die Anwendung der Regulierungsvereinbarung
keine zeitlichen Differenzen entstehen, fallt die Verein-
barung nicht in den Anwendungsbereich von IFRS 20.

BEISPIEL: REGULATORISCHE VEREINBARUNG
FUHRT ZU ZEITLICHEN DIFFERENZEN

Unternehmen F ist Vertragspartei einer regulatorischen
Vereinbarung mit Regulierungsbehoérde G. Gemafd
dieser Vereinbarung hat F Anspruch auf eine Vergltung
der im Berichtszeitraum tatsachlich angefallenen
Kosten. G legt jedoch den regulierten Preis fest, den F
seinen Kunden in Rechnung stellen darf, und zwar auf
der Grundlage der geschatzten Kosten. F hat das Recht
oder die Verpflichtung, die Preise der nachsten Berichts-
periode um etwaige Differenzen zwischen den bei der
Festlegung der Preise zugrunde gelegten geschatzten
Kosten und den tatsachlichen Kosten der Berichts-
periode (das hei3t Plan-Ist-Abweichungen) anzupassen.

© 2026 KPMG AG Wirtschafts
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Diese Vereinbarung verursacht zeitliche Differenzen:
Das Recht oder die Verpflichtung, kiinftige Preise um
die Plan-Ist-Abweichungen anzupassen, flhrt dazu, dass
einTeil der insgesamt zulassigen Vergltung fir eine
Berichtsperiode in kiinftigen Preisen bericksichtigt wird.

Da durch die Anwendung der regulatorischen Vereinba-
rung zeitliche Differenzen entstehen, fallt die Vereinba-
rung in den Anwendungsbereich von IFRS 20.

Haufige Beispiele flr Situationen, in denen zeitliche Diffe-

renzen entstehen kdnnen, sind unter anderem:

- Mengenabweichungen —regulierter Preis kann auf
geschatzten Mengen basieren

— Kostenabweichungen —regulierter Preis basiert auf
geschatzten Kosten, das Unternehmen hat jedoch das
Recht auf Erstattung der tatsachlich angefallenen Kosten

— Unterschiede bei den Abschreibungs- und Amortisations-
satzen, die fir IFRS- und regulatorische Zwecke angewen-
det werden

— Zulassige Aufwendungen, die gemald den IFRS-Rech-
nungslegungsstandards in der Berichtsperiode erfasst,
fUr regulatorische Zwecke jedoch abgegrenzt werden

Um zeitliche Differenzen identifizieren zu kdnnen, missen
die einzelnen Komponenten der zuldssigen Gesamtvergl-
tung der Berichtsperiode mit den einzelnen Komponenten
der IFRS-15-Umsatzerlose derselben Berichtsperiode
verglichen werden.

PRAXISHINWEIS:

Esist zu erwarten, dass es fur die Bilanzierung nicht
erforderlich sein wird, eine Differenz auf Ebene der
kumulierten zuldssigen Gesamtvergltung zu ermitteln.
Vielmehr wird die Ermittlung der Differenzen auf Ebene
der einzelnen Komponenten der zuldssigen Gesamt-
vergltung erfolgen und zur Bilanzierung flhren. Dies ist
schon deswegen sinnvoll, weil sich die Differenzen aus
unterschiedlichen Regelungen haufig Uber unterschiedli-
che Zeitrdume umkehren.
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Abbildung 3: Identifikation zeitlicher Differenzen

Vergleich zur Identifikation zeitlicher Differenzen

Komponenten enthalten in der zulassigen
Gesamtvergiitung (total allowed compensation)

|
Komponenten

Zulassige Aufwendungen und anrechenbare Ertrage

Posten i.Z.m. regulatorischen Abschreibungen

Sonstige Aufwendungen und Ertrage

Gewinnmarge

Regulatorische Rendite

Leistungspramien

Die zulassige Gesamtverglitung
(total allowed compensation)

KERNAUSSAGE

. Die zuldssige Gesamtvergltung ist ein neues Konzept,
das die Vergltungsanspriiche widerspiegelt, die einem

regulierten Unternehmen beziglich der in einer Periode
erbrachten Leistungen periodentbergreifend zustehen.”

Die Analyse der zuldssigen Gesamtverglitung einer Be-
richtsperiode ist das Herzstlck des IFRS 20. Die zuldssige
Gesamtverglitung ist ein neues Konzept, das durch IFRS 20
eingeflihrt wurde. Sie entspricht dem Gesamtbetrag, den
ein Unternehmen nach Festlegung durch den Regulator fir
regulierte GUter und Dienstleistungen, die in einer Berichts-
periode erbracht wurden, seinen Kunden in Rechnung stel-
len darf. In der Regel entsprechen die Umsatzerlése eines
Unternehmens nach IFRS 15 nicht immer der zuldssigen
Gesamtverglitung, die es flr denselben Zeitraum erzielt.
Dies liegt daran, dass ein Regulator die fir in der Berichts-
periode erbrachten regulierten Waren oder Dienstleistungen
erzielte zuldssige Gesamtverglitung ganz oder teilweise in
den regulierten Preis flr einen anderen Zeitraum einbezie-
hen kann.
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Komponenten enthalten
in den IFRS-15-Umsatzen

I

Komponenten

Regulatorische Abschreibungen
Sonstige Aufwendungen und Ertrage
Gewinnmarge
Regulatorische Rendite

Leistungspramien

Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

Periodenlbergreifende Abrechnungsmechanismen sind in
der Regel Ausfluss der rechtlichen Rahmenbedingungen auf
Basis der politischen und 6konomischen Zielsetzungen fir
die regulierte Branche. Die von IFRS 20 erfassten Branchen
betreffen hdufig Unternehmen, die in einem schwachen
Wettbewerbsumfeld oder in natlrlicher Monopolstellung
agieren und ein fir die Offentlichkeit wichtiges Gut oder
eine wichtige Leistung anbieten. Die Existenz dieser Unter-
nehmen sowie ein aus 6ffentlicher Wahrnehmung stabiler
bzw. ,gerechter” Preis sollen langfristig gewahrleistet
werden. Der Regulator erhofft sich durch die periodenlber
greifende Wirkung der zuldssigen Gesamtverglitung einen
Anreiz hierflr. Beispielsweise kann der regulierte Preis auf
Grundlage geschéatzter Kosten festgelegt werden. Die regu-
latorische Vereinbarung erlaubt es dem regulierten Unter
nehmen jedoch, eine Vergltung fir die tatsdchlichen Kosten
zu erhalten, wobei etwaige Differenzen zwischen geschéatz-
ten und tatsachlichen Kosten in kiinftigen Preisen verrech-
net oder vergUtet werden.

Zu den regulierten Gltern und Dienstleistungen zdhlen
nicht nur Glter oder Dienstleistungen, die an die Kunden
eines Unternehmens geliefert bzw. erbracht werden, wie
beispielsweise Strom, Gas und Wasser, sondern auch
sonstige Tatigkeiten, zu deren Durchfiihrung ein Unterneh-
men im Rahmen der Regulierungsvereinbarung verpflichtet
ist. Beispiele hierfiir sind die Instandhaltung des Netzes,
Kapazitdtsanpassungen am Netz sowie die Erflllung
weiterer, von der Regulierungsbehdrde festgelegter Ziele.
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Abbildung 4: Ubliche Bestandteile der zulassigen

Gesamtvergiitung

Zulassige

Aufwendungen und
anrechenbare Ertriage

+[-

Aufwendungen und Ertrége
im Sinne der IFRS-Rech-
nungslegungsstandards,
die bei der Ermittlung des
regulierten Preises hinzu-
gerechnet oder abgezogen
werden konnen.

Gewinnkomponenten

Gewinnmarge

Regulatorische
Rendite

Leistungspramien

Marge, die ein
Unternehmen auf zuldssige
Aufwendungen erzielen darf.

Rendite, die ein
Unternehmen auf seine
Investition erzielen darf.

Betrage, die bei Erflllung
der festgelegten Leistungs-
kriterien die zulassige
Gesamtvergltung flr einen
Zeitraum erhdhen bzw.
verringern.

Haufige Komponenten der zulassigen Gesamtvergiitung (total allowed compensation)

Betrage, die einem
Unternehmen als Ausgleich
flr die zeitliche Verzégerung
zwischen der Realisierung
eines regulatorischen
Vermdgenswertes und der
Erfllung einer regulato-
rischen Schuld gewahrt oder
in Rechnung gestellt werden.

Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

Unternehmen mussen die regulatorische Vlereinbarung
analysieren, in deren Geltungsbereich sie fallen, um samt-
liche Komponenten zu verstehen, aus denen sich die
zuldssige Gesamtverglitung speist. Die Komponenten sind
Betrége, die bei der Festlegung des regulierten Preises
hinzugerechnet oder abgezogen werden, und zwar ent-
weder in derselben oder in einer anderen Berichtsperiode
als der, in der die entsprechenden regulierten GUter oder
Dienstleistungen erbracht werden.
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Folgendes Beispiel verdeutlicht das Konzept:

BEISPIEL: ZULASSIGE GESAMTVERGUTUNG
(TOTAL ALLOWED COMPENSATION)

Gemal3 der regulatorischen Vereinbarung hat Unterneh-
men X Anspruch auf eine Vergttung flr die folgenden
Posten im Zusammenhang mit den im Berichtszeitraum
erbrachten regulierten Gltern und Dienstleistungen:

— Im Berichtszeitraum angefallene Abschreibungen
— Erstattung der im Berichtszeitraum tatsachlich

angefallenen sonstigen betrieblichen Aufwendungen,

— Marge von 20 Prozent auf die im Berichtszeitraum

angefallenen sonstigen betrieblichen Aufwendungen

— Rendite von finf Prozent auf seine Investitionen

Gemal3 der regulatorischen Vereinbarung entspricht die
Investition, auf die X Anspruch auf eine regulatorische
Rendite hat, dem Buchwert seiner Sachanlagen, der in
seinem IFRS-Abschluss ausgewiesen ist.

Die Hohe der sonstigen betrieblichen Aufwendungen,
auf die X in der Berichtsperiode Anspruch auf Ausgleich
hat, wird ebenfalls auf der Grundlage des Betrags
ermittelt, der im IFRS-Abschluss von X fiir die Berichts-
periode ausgewiesen ist.

Im Berichtszeitraum fallen bei X Abschreibungen in
Hohe von 50 und sonstige betriebliche Aufwendungen
in Hohe von 50 an. Die Sachanlagen von X weisen einen
Buchwert von 1.000 auf.

X ermittelt, dass sich die zulassige GesamtvergUltung fir
den Berichtszeitraum auf 160 belduft, die sich wie folgt
zusammensetzt.

Zulassige Aufwendungen:

Abschreibungsaufwand 50
Sonstige betriebliche Aufwendungen 50
Gewinnmarge 10
Regulatorischer Ertrag 50?
Zulassige Gesamtvergltung 160

(total allowed compensation)

imited by Guarantee, angesch n sind. Alle Rechte vorbehalten

' 50 x20%
2 1,000 x 5%
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Ein wesentlicher Aspekt im Zusammenhang mit der Ermitt-
lung der zuldssigen Gesamtverglitung ist das Erfordernis
einer sogenannten , direct relationship” zwischen regu-
latorischer Kapitalbasis (regulatory asset base) und den
zugrunde liegenden IFRS-Bilanzposten. Eine solche direkte
Beziehung liegt vor, wenn nachvollziehbar ist, in welchem
Umfang regulatorische Mechanismen —insbesondere
Abschreibungen oder Kostenerstattungen — konkret auf
bestimmte Vermodgenswerte, Schulden oder Aufwendungen
des IFRS-Abschlusses Bezug nehmen. Fehlt eine entspre-
chende Zuordenbarkeit, kdnnen daraus resultierende Diffe-
renzen regelmaflig nicht als zeitliche Differenzen im Sinne
des IFRS 20 erfasst werden. Die Beurteilung erfolgt auf
Basis der konkreten Ausgestaltung der regulatorischen
Vereinbarung und berlcksichtigt insbesondere die Metho-
dik der regulatorischen Vermdgensbasis, die Ableitung der
regulatorischen Vergltungskomponenten sowie den Grad
der Nachverfolgbarkeit auf Ebene einzelner Komponenten
der zulassigen Gesamtvergltung. In der Praxis dirfte die
erforderliche Analyse haufig auf Ebene einzelner Assetklas-
sen oder Kostenbestandteile vorzunehmen sein und kann
zu einer differenzierten Behandlung innerhalb eines Regu-
lierungsregimes fihren.

PRAXISHINWEIS

Das Vorliegen einer Direct Relationship wird in Regulie-
rungssystemen mit Anreizregulierung haufig schwieriger
einzuschatzen sein als in rein kostenbasierten Regulie-
rungssystemen.

Regulatorische Vermoégenswerte und
regulatorische Schulden

.Regulatorische Vermogenswerte und Schulden
mussen im Rahmen einer regulatorischen Vereinbarung
durchsetzbar sein.”

Regulatorische Vermdgenswerte liegen vor, wenn ein
Unternehmen ein durchsetzbares gegenwaértiges Recht
darauf hat, bei der Festlegung eines regulierten Preises,
der den Kunden in zukUnftigen Perioden in Rechnung
gestellt wird, einen Betrag hinzuzurechnen. Ein regulato-
rischer Vermdgenswert stellt das durch eine regulatorische
Vereinbarung begriindete durchsetzbare Recht dar, wonach
einTeil oder die gesamte zuldssige Gesamtvergdltung fr
bereits erbrachte regulierte Glter oder Dienstleistungen
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in den regulierten Preis einflieRen und kinftig als Umsatz-
erlose gemal IFRS 15 erfasst werden dirfen.

Die Durchsetzbarkeit eines durch eine regulatorische
Vereinbarung begrindeten Rechts ist notwendige Ansatz-
voraussetzung und eine Rechtsfrage. Die Durchsetzbar
keit eines Rechts auf Hinzurechnung eines Betrags bei

der Festlegung kinftiger regulierter Preise geht haufig

aus der regulatorischen Vereinbarung selbst hervor. Unter
bestimmten Umstanden missen Unternehmen jedoch
beurteilen, ob im geltenden rechtlichen und regulatorischen
Rahmen ein durchsetzbares gegenwartiges Recht besteht.
Der Nachweis der Durchsetzbarkeit kann etwa durch
Regulierungsentscheidungen oder Gerichtsurteile erbracht
werden. Bei Unsicherheit ist ein Ansatz erst zulassig, wenn
es wahrscheinlicher ist, dass dieser besteht, als dass er
nicht besteht.

Die Ansatzschwelle wahrscheinlicher als nicht (more likely
than not) gilt gleichermalen flr regulatorische Vermdégens-
werte und regulatorische Schulden und stellt auf der Aktiv-
seite ein Novum der IFRS-Ansatzprinzipien dar, da bislang

in der Regel ein quasi-sicheres Entstehen von Aktiva fir den
Bilanzansatz erforderlich war. Die Symmetrie im Bilanz-
ansatz ist aus Sicht des IASB aber sinnvoll, da der Grad der
Unsicherheit hinsichtlich des Bestehens von regulatorischen
Vermdgenswerten dem bei regulatorischen Schulden im
Bereich regulierter Vergttungen dhnelt. AuRerdem kénnen
sich zeitliche Differenzen im Regulierungskontext haufig
andern, was aus ahnlichen Sachverhalten in manchen
Perioden zu regulatorischen Vermogenswerten und in
anderen Perioden zu regulatorischen Schulden fihrt.

Eine Unsicherheit im Ansatz regulatorischer Bilanzpositio-
nen kann sich sowohl aus der Frage des grundsétzlichen
Bestehens sowie der tatsachlichen Durchsetzbarkeit des
gegenwartigen Anspruchs oder der gegenwartigen Ver
pflichtung ergeben. Fir die Bilanzierung dem Grunde nach
sind beide Arten von Unsicherheit —Vorliegen und Durch-
setzbarkeit — zu berlcksichtigen, und es ist eine kombinierte
Beurteilung vorzunehmen, ob es wahrscheinlicher ist als
nicht, dass ein durchsetzbares gegenwartiges Recht oder
eine durchsetzbare gegenwartige Verpflichtung besteht.

Unsicherheiten hinsichtlich des Zeitpunkts oder des Betrags
werden hingegen bei der Beurteilung, ob ein regulatorischer
Vermdgenswert oder eine regulatorische Schuld vorliegt,
nicht berlicksichtigt. Stattdessen werden diese Unsicher
heiten bei der Bewertung eines regulatorischen Vermdgens-
wertes oder einer regulatorischen Schuld berlcksichtigt.

Mit dem Ansatz eines regulatorischen Vlermégenswertes
sind zugleich regulatorische Ertrége zu erfassen. Dies spie-
gelt wider, dass ein Teil oder die gesamte zuldssige Gesamt-
verglitung in zuklnftigen Perioden als Umsatzerldse gemaf}
IFRS 15 erfasst werden wird.
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Ein regulatorischer Vermogenswert ist ganz oder teilweise
auszubuchen, wenn der bilanzierte Betrag ganz oder teil-
weise nicht mehr der Definition oder den Ansatzkriterien
eines regulatorischen Vermogenswertes entspricht. Die
Ausbuchung fuhrt zur Erfassung eines regulatorischen
Aufwands.

Regulatorische Schulden liegen vor, wenn ein Unternehmen
eine durchsetzbare gegenwidrtige Verpflichtung hat, bei

der Festlegung eines regulierten Preises, der den Kunden

in zukUnftigen Perioden in Rechnung gestellt wird, einen
Betrag abzuziehen. Die Bilanzierung regulatorischer Schul-
den ist im Wesentlichen spiegelbildlich zur Bilanzierung
regulatorischerVermogenswerte.

Regulatorische Vermdgenswerte und regulatorische
Schulden sind grundsatzlich anhand einer cashflow-
basierten Bewertungsmethode zu bewerten, die:

— Eine aktuelle Schatzung aller kiinftigen Cashflows aus
einem regulatorischen Vermégenswert oder Schuld
umfasst

— Diese geschatzten kiinftigen Zahlungsstrome unter
Verwendung des regulatorischen Zinssatzes diskontiert

Die Bewertung eines regulatorischen Vermdgenswertes
oder einer regulatorischen Schuld spiegelt alle geschatzten
kinftigen Zahlungsstrome wider, die aus dem regulato-
rischen Vermdégenswert oder der regulatorischen Schuld
entstehen und die innerhalb der Laufzeit der regulatori-
schen Vereinbarung liegen. Das bedeutet, dass potenzielle
Zahlungsstrome, die aufRerhalb der Laufzeit der regulato-
rischen Vereinbarung entstehen, keine regulatorischen
Vermoégenswerte oder Schulden begriinden. Zu den aus
einem regulatorischen Vermdégenswert oder einer regula-
torischen Schuld resultierenden Zahlungsstrémen gehéren
auch Zahlungsstrome aus regulatorischen Zinsen.

BEISPIEL: LAUFZEIT EINER REGULATORISCHEN
VEREINBARUNG

Unternehmen B und Regulierungsbehoérde R schliefsen
eine auf 20 Jahre angelegte regulatorische Vereinbarung
ab, wonach B seinen Kunden regulierte Glter liefern
wird. Die Verlangerung der Vereinbarung unterliegt
einem offentlichen Ausschreibungsverfahren.

B hat bei Beendigung der Vereinbarung Anspruch auf
eine Entschadigung fir nichtgedeckte regulatorische
Vermogenswerte und rechnet damit, einen Nettobetrag
an nichtgedeckten regulatorischen Vermdgenswerten
im Zusammenhang mit einer Pensionsverpflichtung zu
haben.
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B beurteilt die Laufzeit der Vereinbarung und ermittelt
alle geschatzten zukinftigen Zahlungsstrome auf Basis
folgender Uberlegungen:

— B hat ein durchsetzbares Recht, seinen Kunden
wahrend der 20-jahrigen Laufzeit der regulatorischen
Vereinbarung regulierte Waren zu liefern.

— Aufgrund des Ausschreibungsverfahrens hat B
kein durchsetzbares Recht auf Verlangerung der
Vereinbarung.

— Die Bestimmungen zur Festlegung des regulierten
Preises gewahren B ein durchsetzbares Recht, die
in Rechnung gestellten regulierten Preise bis zum
Jahr 20 entsprechend der Vereinbarung zu erhéhen
oder zu senken.

— B hat einen durchsetzbaren Anspruch auf Entscha-
digung bei Beendigung der Vereinbarung fir etwaige
nichteingezogene Betrage, sofern die Beendigung
aus anderen Grinden als einer Leistungsstorung
seitens B erfolgt.

Der Umfang einer regulatorischen Vlereinbarung ist zu jedem
Bilanzstichtag zu Uberpriifen. Fihrt diese Uberpriifung zu
Anderungen der Zahlungsstréome innerhalb des Umfangs
einer regulatorischen Vereinbarung, ist die Bewertung der
regulatorischen Vermdégenswerte oder regulatorischen
Schulden entsprechend anzupassen.

Ausweis und Anhangangaben

IFRS 20 fuhrt eigenstandige Ausweis- und Angabepflichten
fUr regulatorische Vermogenswerte, regulatorische Schul-
den sowie regulatorische Ertrdge und regulatorische
Aufwendungen ein. Ziel ist es, Abschlussadressaten nach-
vollziehbar zu machen, wie sich die zuldssige Gesamtver-
gUtung auf die finanzielle Performance, die Vermbgenslage
sowie Betrag, Zeitpunkt und Unsicherheit kiinftiger Cash-
flows auswirkt.

Regulatorische Ertrdge und regulatorische Aufwendungen
werden grundsatzlich als eigener Bestandteil der Umsatz-
erldse in der Gewinn- und Verlustrechnung dargestellt;
Betrage mit Bezug zu im sonstigen Ergebnis (other compre-
hensive income) erfassten Posten werden entsprechend im
sonstigen Ergebnis erfasst.

PRAXISHINWEIS

Die Erfassung von regulatorischen Ertrdgen und
Aufwendungen im sonstigen Ergebnis wird haufig im
Zusammenhang mit der Bilanzierung von Pensions-
verpflichtungen nach IAS 19 stehen.
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Regulatorische Vermdégenswerte und regulatorische Schul-
den sind gesondert in der Bilanz auszuweisen. Ahnlich wie
beiVertragsvermogenswerten und Vertragsschulden nach
IFRS 15 stellt sich auch hier die Frage eines saldierten
Ausweises. IFRS 20 wendet hier allerdings ein anderes
Konzept an als IFRS 15. Wahrend Vertragsvermdgenswerte
und Vertragsschulden saldiert auf Vertragsebene dargestellt
werden mussen, setzt IFRS 20 bereits bei der Ansatzfrage
in der Bestimmung der Bilanzierungseinheit (unit of account)
an, die dann den bilanziellen Ausweis vorgibt und im
Ergebnis deutlich kleinteiliger ist.

Grundsatzlich sind die einzelnen durchsetzbaren Rechte
oder durchsetzbaren Verpflichtungen, die sich aus den
einzelnen zeitlichen Differenzen im Rahmen der regulatori-
schen Vereinbarung ergeben, separate Bilanzierungsobjek-
te. Unter bestimmten Umstédnden kann man jedoch Rechte
und Verpflichtungen, die sich aus derselben Vereinbarung
ergeben, als eine einzige Bilanzierungseinheit behandeln.
Ein Unternehmen darf Rechte, Verpflichtungen oder Rechte
und Verpflichtungen zu einer einzigen Bilanzierungseinheit
zusammenfassen, wenn alle Posten der Gruppe

— Aus derselben regulatorischen Vereinbarung hervorgehen
— Ahnliche Ablaufmuster aufweisen
— Ahnlichen Risiken unterliegen

In der Praxis dirften sich also gewisse ermessensbehaftete
Spielrdume zum Saldierungsumfang der regulatorischen
Vermdgenswerte und Schulden in der Bilanz ergeben.

Die Anhangangaben lassen sich im Wesentlichen in folgen-
de Hauptkategorien gliedern:

— Angabeziele und erfasste Betrage: Unternehmen
muUssen die im Abschluss erfassten regulatorischen
Vermdgenswerte, Schulden, Ertrdge und Aufwendungen
erlautern. Zusatzlich sind Art und Griinde nichtangesetz-
ter regulatorischer Vermdégenswerte oder Schulden zu
beschreiben; deren Betrag muss nicht angegeben
werden.

- Uberleitungsrechnungen: Fir regulatorische Ver-
mogenswerte und Schulden sind tabellarische Uber-
leitungen vom Anfangs- zum Endbestand offenzulegen.
Dabei sind insbesondere Entstehung, Realisierung bzw.
Erfallung, regulatorische Zinsen, sonstige Ergebnis-
bestandteile sowie Veranderungen ohne unmittelbaren
GuV- oder Other-Comprehensive-Income-(OCl-)Effekt
darzustellen und, soweit erforderlich, qualitativ zu
erlautern.

— Falligkeiten und Bewertungsparameter: Bei mittels
cashflow-basierter Bewertungsmethode bewerteten
regulatorischen Vermégenswerten und Schulden sind
erwartete Realisierungs- bzw. Erflillungszeitpunkte in
Zeitbandern anzugeben. Erganzend sind relevante
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Abzinsungssatze bzw. Bandbreiten sowie die Auswirkun-
gen von Unsicherheiten auf Realisierung oder Erflllung zu
erlautern.

— Vereinfachte Bewertung bei zahlungsabhangigen

Posten: Fir Posten, die den regulierten Preis erst bei
Zahlung oder Erhalt beeinflussen, sind die Beziehungen
zwischen den regulatorischen Vermdgenswerten oder
Schulden und den zugrunde liegenden Vermdgenswerten
oder Verbindlichkeiten zu erldutern, einschlieRlich der
damit verbundenen Risiken und Unsicherheiten.

— Regulatorische Kapitalbasis: Unternehmen missen

erklaren, ob und wie die regulatorische Kapitalbasis mit
den zugehdrigen Posten zusammenhangt, ob ein direk-
ter Zusammenhang besteht, warum diese Beurteilung

getroffen wurde und wie Inflation regulatorisch berlck-
sichtigt wird.

— Aggregation und Disaggregation: Die Angaben sind
so zu gliedern, dass wesentliche Unterschiede nach Art
der regulierten Tatigkeit, geografischem Gebiet, regula-
torischer Vereinbarung, zugrunde liegenden Posten oder
Risikoprofil erkennbar werden.

IFRS 20 enthélt keine spezifischen Angabepflichten zur
Kapitalflussrechnung. Hintergrund ist, dass regulatorische
Vermogenswerte und Schulden typischerweise nicht durch
unmittelbare Zahlungen, sondern tber klinftige Anpassun-
gen regulierter Preise realisiert oder erfillt werden.

Praktische Herausforderungen und
Handlungsempfehlungen

.Unternehmen sollten zeitnah die Auswirkungen
analysieren, die der neue Standard mit sich bringt, da die
Anpassung interner Berichtssysteme aufwendig sein
kann

Die Umsetzung von IFRS 20 beginnt nicht im Rechnungs-
wesen, sondern mit einer strukturierten Analyse der recht-
lichen und regulatorischen Rahmenbedingungen. Unter
nehmen missen je Regulierungsregime, Geschaftsbereich
und Preisbildungsmechanismus beurteilen, ob durchsetz-
bare gegenwartige Rechte oder durchsetzbare gegenwar-
tige Verpflichtungen entstehen und ob zeitliche Differenzen
im Sinne des Standards vorliegen. Gerade bei komplexen
Preisaufsichts-, Anreizregulierungs- oder Kostenweitergabe-
mechanismen werden dabei zentrale Auslegungsfragen zu
klaren und belastbar zu dokumentieren sein.
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Die IFRS-20-relevanten Informationen liegen haufig nicht
im Hauptbuch vor, sondern in regulatorischen Nebenrech-
nungen, Tarifierungsmodellen, Kostenprifungen, Geneh-
migungsbescheiden oder operativen Systemen. Daher ist
eine potenziell hochkomplexe Datenerhebung aufzubauen:
Flr eine prifungssichere Bilanzierung missen diese Daten
identifiziert, konsistent aufbereitet, mit IFRS-15-Umsatz-
erlésen und der zuldssigen Gesamtvergltung verknUpft
sowie regelmaRig aktualisiert werden.

Die Implementierung hat damit weitreichende Implikationen
fir Systeme, Prozesse und Kontrollen. Unternehmen sollten
friihzeitig festlegen, wie regulatorische Daten in die Finanz-
berichterstattung Uberfihrt werden, welche Schnittstellen
zwischen Accounting, Regulatory Affairs, Controlling,
Treasury, Steuern und operativen Einheiten erforderlich

sind und welche Kontrollen die Vollstandigkeit, Richtigkeit
und Nachvollziehbarkeit der Berechnungen absichern. Auch
Bewertungsmodelle, Annahmen, Sensitivitdten und Doku-
mentationsanforderungen sind in das Interne Kontroll-
system einzubetten.

IFRS 20 wirkt Gber den Abschluss hinaus. Neue Bilanz- und
GuV-Posten, Uberleitungsrechnungen und Anhangangaben
konnen Umsatz, Ergebnisentwicklung, Verschuldungskenn-
zahlen und SteuerungsgrofRen sichtbar verdndern. Unter-
nehmen sollten daher friihzeitig analysieren, wie IFRS 20
auf KPls, interne Steuerung, Covenants, Budgetprozesse
sowie Kapitalmarkt- und Stakeholderkommunikation wirkt.
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Trotz verpflichtender Anwendung erst ab 1. Januar 2029
mussen aufgrund der retrospektiven Anwendung bereits
zum 1. Januar 2028 belastbare Daten- und Prozessstruk-
turen vorliegen. Eine frihzeitige Impact-Analyse ist also
empfehlenswert.

Ubergang und Zeitplan

Obwohl die verpflichtende Anwendung erst flir Geschéfts-
jahre ab dem 1. Januar 2029 vorgesehen ist, sollten Unter-
nehmen die verbleibende Zeit nicht unterschatzen. IFRS 20
kann eine riickwirkende oder modifiziert rickwirkende
Erstanwendung mit Vergleichsinformationen erfordern.
Damit werden bereits vor dem Erstanwendungszeitpunkt
Daten fur darzustellende Vergleichsperioden bendtigt, die
nach dem neuen Modell ermittelt werden missen. Unter-
nehmen sollten daher prifen, ab welchem Zeitpunkt sie
IFRS-20-relevante Informationen parallel erfassen missen,
um die Erstanwendung belastbar vorzubereiten.

Fir deutsche IFRS-Anwender bleibt das noch nicht abge-
schlossene europdische Endorsementverfahren spannend.
Erst nach Ubernahme in europaisches Recht wird IFRS 20
fUr IFRS-Konzernabschlisse nach EU-IFRS verpflichtend.
Gleichwohl empfiehlt es sich, die fachliche Analyse nicht bis
zum Abschluss des Endorsementprozesses aufzuschieben.
Gerade bei regulierten Unternehmen mit komplexen
Tarifsystemen, langen Berichtsperioden und mehreren
Geschaftsbereichen kann die Umsetzung erhebliche
Vorlaufzeiten erfordern.
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Auswirkungen von IFRS 20 Regulatory Assets
and Regulatory Liabilities auf die Bilanzierung
von Energienetzbetreibern

IFRS 20 wird fur nach IFRS bilanzierende Energienetzbetreiber kein Randthema sein. Die deutsche
Netzentgeltregulierung enthalt im Rahmen der Anreizregulierung mit einer Erlosobergrenze, dem
Regulierungskonto und weiteren Plan-Ist-Ausgleichen Mechanismen, die typischerweise zu zeitli-
chen Differenzen im Sinne des IFRS 20 fuhren. Netzbetreiber, die nach IFRS bilanzieren, werden
daher die Auswirkungen des neuen Standards auf Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Datenhaus-

halt und Prozesse friihzeitig analysieren mussen.

Der Beitrag ,,IFRS 20 Regulatory Assets and Regulatory
Liabilities — Erste praxisorientierte Einordnung” beschreibt
die Grundlogik des neuen Standards, seine Anwendungs-
voraussetzungen sowie die bilanziellen Konsequenzen aus
regulatorischen Vermdgenswerten und regulatorischen
Schulden. Dieser Beitrag knlpft daran an und Ubertragt die
zentralen Konzepte auf die deutsche Energienetzentgeltre-
gulierung. Im Fokus steht die Frage, an welchen Stellen das
regulatorische Modell deutscher Netzbetreiber zu zeitlichen
Differenzen (timing differences) im Sinne des IFRS 20 fihrt
und welche bilanziellen Effekte daraus folgen kénnen.

Anwendung am Beispiel eines Energienetzbetreibers
Energienetzbetreiber sind nattrliche Monopolisten, die den
Transport bzw. die Verteilung von Strom oder Gas Uber eine
Netzinfrastruktur sicherstellen. Die Netzbetreiber erzielen
ihre Umsatze im Wesentlichen durch sogenannte ,,Netz-
entgelte’ die von den Netznutzern gezahlt werden. Da ein
funktionierender Wettbewerb in diesem Bereich strukturell
nicht maglich ist, unterliegen Energienetzbetreiber einer
umfassenden Preisregulierung. Die Preisfestlegung erfolgt
im Rahmen einer sogenannten , Anreizregulierung” Dabei
legt die Regulierungsbehorde fir jeden Netzbetreiber eine
zulassige Erldsobergrenze fest, die in der Regel flr eine
mehrjahrige Regulierungsperiode gilt (typischerweise flinf
Jahre). Fir das nachfolgende Beispiel wird ein Stromnetz-
betreiber betrachtet. Die gesetzliche Grundlage fir die
Preisregulierung der Stromnetzbetreiber bildet insbesonde-
re die Verordnung Uber die Anreizregulierung der Energie-
versorgungsnetze (ARegV) sowie die Verordnung Uber die
Entgelte flir den Zugang zu Elektrizitdtsversorgungsnetzen
(StromNEV).

Die regulatorisch festgelegte Erldsobergrenze bildet die
Grundlage fur die Netzentgelte, die in einer Periode an
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die Netznutzer abgerechnet werden dirfen. Im Sinne von
IFRS 20 ist sie dem Begriff des allowed revenue sehr
ahnlich, also dem Betrag, den ein Unternehmen in einer
Periode durch regulierte Preise an seine Kunden berechnen
darf. Der Allowed Revenue ist also eine Ex-ante-Festlegung
fUr die in einer Periode abrechenbaren Erl6se. Demgegen-
Uber beschreibt die total allowed compensation (sogenann-
te ,zuldssige Gesamtvergltung’ im Folgenden als TAC
bezeichnet) den rechtlich in der Totalperiode durchsetz-
baren Anspruch des Netzbetreibers auf Vergttung fir die

in einer Rechnungsperiode erbrachten Leistungen. Daher
ist zu analysieren, welche Bestandteile des Preisbildungs-
mechanismus in derselben Periode in Umsatzerldsen und
TAC berticksichtigt werden und wo zeitliche Verschiebungen
entstehen.

Die nachfolgende Darstellung zeigt die im Standard genann-
ten Ublichen Komponenten der TAC auf und stellt sie aus-
zugsweise Regelungen in der deutschen Netzentgeltregu-
lierung gegenuber, in denen entsprechende Elemente zu
finden sind.

In den einzelnen Komponenten kann es jeweils zu zeitlichen
Differenzen kommen. So werden, als Beispiel fir die Com-
pensation for allowable Expenses, im konkreten Kontext
der deutschen Netzentgeltregulierung Personalzusatzkos-
ten mit einem Planwert in die genehmigte Erlésobergrenze
eingerechnet. Die Differenz zu den tatsachlichen Istkosten
wird mit zwei Jahren Versatz als Zu- oder Abschlag zur
Erlosobergrenze ausgeglichen.

Neben zeitlichen Differenzen in den oben genannten
Bestandteilen kénnen auch Uber- bzw. Untererzielung
(overrecovery or underrecovery) des Allowed Revenue
zu zeitlichen Verschiebungen fihren (IFRS 20.B57-B58).

m Recht und ein Mitglied der

mited, einer Private English Company

KPMG!



Bestandteile nach IFRS 20.19 ff. Stromnetzentgeltregulierung in Deutschland

Ermittlung der Erldsobergrenze auf Basis der Kosten eines Basisjahres (t-3) gemalk &8 6
ARegVi.V.m. §8 4-11 StromNEV; Abweichungen zwischen bestimmten geplanten und tat-
sachlichen Kosten werden Uber Anpassungsmechanismen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie
Uber das Regulierungskonto nach § 5 ARegV in zuklinftigen Perioden bertcksichtigt.

Compensation for allowable
Expenses or Deduction for
chargeable Income

Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung wird nach § 7 StromNEV auf das betriebsnotwendige

Regulatory Returns . . . ey . ) o
9 4 Eigenkapital ermittelt und jahrlich als Bestandteil der Erlésobergrenze beriicksichtigt.

Effizienzbonus (8 12a ARegV) wird auf Basis eines Effizienzvergleichs flr eine gesamte
Performance Incentives Regulierungsperiode festgelegt; Qualitdtselement (8§ 18 ff. ARegV) fihrt zu jahrlichen
Zu- oder Abschlagen auf die Erldsobergrenze abhédngig von Qualitatskennzahlen.

Anpassung der Erldsobergrenze erfolgt jahrlich Gber den Verbraucherpreisindex nach & 8

Inflation ARegVi.V.m. § 4 Abs. 3 Nr. 1 ARegV.
Dies ist etwa der Fall, wenn die Erldsobergrenze aufgrund nung der Plan-Ist-Kostenabweichung sowie der mengen-
volumenbedingter Abweichungen nicht vollstandig verein- bedingten under-recovery. Umsatz nach IFRS 15 und
nahmt oder Uberschritten wird. Das weiter unten darge- Regulatory Income ergeben in Summe die TAC (4).

stellte Beispiel zeigt diesen Mechanismus. )
Die in IFRS 20.23 genannte Uber- bzw. Untererzielung des

Schematisch kann man die Zusammenhange wie folgt Allowed Revenue dirfte fir deutsche Netzbetreiber ein
darstellen: Die Erlosobergrenze bestimmt ex ante den zentrales Anwendungsfeld sein. Ein wesentliches regula-
Allowed Revenue auf Basis geplanter Kosten und geplanter  torisches Instrument ist das Regulierungskonto nach § 5
Absatzmengen. Durch eine Kosteniberschreitung (1) und ARegV. Dort werden Differenzen zwischen Erldsobergrenze
eine Mengenunterschreitung (2) muss ein Regulatory und tatsachlich realisierten Erlésen, insbesondere aus
Asset/Regulatory Income (3) angesetzt werden. Das Mengenabweichungen oder Plan-Ist-Abweichungen,
Regulatory Asset/Regulatory Income ergibt sich also als erfasst, verzinst und in Folgeperioden tber Auf- bzw.
Summe aus zeitlichen Differenzen durch die Nachverrech- Abschlage auf die Erldsobergrenze ausgeglichen.

Abbildung 1: Zusammenhang Erl6sobergrenze und Total Allowed Compensation
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Beispiel

Die Uber- bzw. Untererzielung des Allowed Revenue lasst
sich besonders anschaulich anhand von Mengenabweichun-
gen zeigen. Eine Mengenabweichung liegt vor, wenn die
tatsachlich durchgeleitete Energiemenge von der flr die
Periode geschéatzten Energiemenge abweicht. Der Quotient
aus Erlosobergrenze und geschatzter Energiemenge
bestimmt das spezifische Netzentgelt je durchgeleiteter
Energiemenge. Weicht die tatsachliche Energiemenge von
der Planung ab, wird die Erlésobergrenze durch die abge-
rechneten Netzentgelte Uber oder unterschritten.

Der Regulierungsrahmen sieht vor, dass Erl¢sdifferenzen
aus Mehr- oder Mindermengen ab dem Ubernachsten Jahr
nach Auftreten der Abweichung Uber drei Jahre Uber das
Regulierungskonto ausgeglichen werden. Die Abbildung
solcher Mengenabweichungen nach IFRS 20 wird im
folgenden vereinfachten Beispiel dargestellt.

Die Tabelle zeigt die TAC, die geplante Energiemenge, den
daraus abgeleiteten spezifischen Preis sowie die tatsachli-
che Energiemenge fir 2027.

2027

Erl6sobergrenze (Allowed Revenue =TAC)' 100 Mio. €
Geplante Energiemenge 1.000 GWh
Spezifischer Preis 10 ct/kWh
Tatsachliche Energiemenge 900 GWh

Aus 100 Mio. € TAC und einer geplanten Energiemenge von
1.000 GWh ergibt sich ein spezifischer Preis von 10 ct/kWh.
Bei einer tatsachlichen Energiemenge von 900 GWh werden
daher nur 90 Mio. € vereinnahmt; die Differenz zur TAC
betragt 10 Mio. €.

2027 2028 2029 2030 2031
Regulatorischer Vermégenswert
Eroffnungsbilanzwert — 10 Mio. € 10 Mio. € 7.7 Mio. € 3,3 Mio. €
Zugang 10 Mio. € — — — —
Realisierung — — -3,3 Mio. € -3,3 Mio. € -3,3 Mio. €
Schlussbilanzwert 10 Mio. € 10 Mio. € 6,7 Mio. € 3,3 Mio. € —

Das Beispiel zeigt, dass die nach IFRS 15 erfassten Umsatz-
erldse im Jahr 2027 nur 90 Mio. € betragen, obwohl die auf
die erbrachte Leistung entfallende TAC 100 Mio. € betragt,
das Unternehmen also 2027 100 Mio. € Umsatz hatte
erfassen kdonnen. Die Differenz von 10 Mio. € wird als regu-
latorischer Vermogenswert erfasst und Uber die Folgejahre
durch Zuschlage auf die Erlésobergrenze — und entspre-
chend héheren IFRS-15-Umsatz in den Folgeperioden —
realisiert. Durch Ansatz und anschlieRenden Abbau des
regulatorischen Vermdgenswertes werden regulatorische
Ertrage und Aufwendungen periodengerecht abgebildet.

Warum Unternehmen jetzt handeln sollten

Inwieweit die einzelnen Bestandteile der Entgeltregulierung
tatsachlich zu zeitlichen Verschiebungen der Erldsverein-
nahmung fGhren oder dauerhafte Differenzen (sogenannte

measurement differences; IFRS 20.B13(d) i.V.m. B26-B29)
darstellen, gilt es im Rahmen der Implementierung des
Standards zu analysieren.

Bei diesen Auslegungsfragen kann es zu ermessensbehaf-
teten Einschatzungen kommen. So diirfte beispielsweise
die Beziehung der regulatorischen Kapitalbasis (regulatory
capital base) zu den zugehdrigen Positionen im IFRS-
Abschluss (IFRS 20.29f. i.V.m. B60-72) auslegungsbediirf-
tig sein. Im Sinne der Vergleichbarkeit ist eine einheitliche
Auslegung im deutschen Rechtsraum von Bedeutung. Auch
das IASB legt groRen Wert auf eine konsistente Anwendung
des Standards durch Unternehmen, die einem vergleich-
baren Regulierungsrahmen unterliegen (vgl. Basis for
Conclusions IFRS 20.BC146(b)).

1 Im Beispiel entspricht die Erlésobergrenze der TAC, da keine weiteren Kostenabweichungen oder sonstigen zeitlichen Differenzen
bestehen. Das Beispiel stellt also einen stark vereinfachten Fall dar, der in der Realitat durch zuséatzliche zeitliche Differenzen und perioden-
Ubergreifende Sachverhalte Uberlagert werden wird. AuRerdem bleiben Zinseffekte in diesem Beispiel unberlcksichtigt.
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Zentral fur die spatere Anwendung des Standards sind
eine klare Governance, dokumentierte Ermessensent-
scheidungen und geeignete Kontrollen. Zu erwarten sind
daher auch Anpassungen an IT-Systemen zu Erhebung
der relevanten Daten. Vor diesem Hintergrund empfehlen
sich eine friihzeitige Auswirkungsanalyse und Parallel-
rechnungen, um Effekte auf KPIs und Steuerungsgrofien
transparent zu machen.

ZU DEN PERSONEN

Michael Weinmann, Partner, ist spezialisiert
auf die Prifung und prifungsnahe Beratung
von Energieversorgungsunternehmen. Er ist
verantwortlicher Partner fir Energy & Natural
Resources des Geschéftsbereiches Audit in
Deutschland und betreut Mandate auf nahezu
allen Wertschopfungsstufen der Energiewirt-
schaft in Deutschland.

Andreas Schneider, \WP/StB, ist Manager
bei KPMG in Deutschland und beschaftigt
sich mit der Priifung kapitalmarktorientierter
Unternehmen.

Fair-Value-Option fir Anteile an assoziierten
Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen

IASB veréffentlicht zielgerichtete Anderungen an IAS 28 im Vorfeld von IFRS 18.

Die Art und Weise, wie Unternehmen ihre Anteile an asso-
ziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen
bilanzieren, wirkt sich darauf aus, wie die zugehorigen
Ertrage und Aufwendungen in der Gewinn- und Verlust-
rechnung klassifiziert werden. Im Zuge der Vorbereitung
auf den Ubergang auf IFRS 18 Darstellung im Abschluss
und Anhangangaben sind Fragen aufgekommen, welche
Unternehmen die Fair-Value-Option des IAS 28 Anteile an
assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunterneh-
men anwenden kénnen.

Mit den vom International Accounting Standards Board
(IASB) verdffentlichten zielgerichteten Anderungen kénnen
nun mehr Unternehmen ihre Anteile an assoziierten Unter-
nehmen und Gemeinschaftsunternehmen erfolgswirksam
zum beizulegenden Zeitwert bewerten (FairValue-Option).
Berechtigte Unternehmen kénnen diese Option einmalig
zum Zeitpunkt des Ubergangs auf IFRS 18 ausiiben.

Was"éndert sich in IAS 28?
Die Anderungen sind in ihrem Anwendungsbereich eng ge-
fasst und betreffen die Paragrafen 18 und 19 des IAS 28:

— Sie erweitern die FairValue-Option auf Unternehmen,
deren Hauptgeschaftstatigkeit darin besteht, in
bestimmte Arten von Vermdgenswerten zu investieren
(im Einklang mit dem Konzept der bestimmten Haupt-
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geschaftstatigkeiten (Specified Main Business Activities,
SMBA) - nach Paragraf 49(a) IFRS 18).

— Sie entfernen das Beispiel eines fondsgebundenen
Versicherungsfonds (investment-linked insurance fund).

Damit kdnnen nun mehr Unternehmen die FairValue-Option
auslben, denn jedes Unternehmen mit einer SMBA, die

im Investieren in bestimmte Arten von Vermogenswerten
(Investition in Vermdgenswerte) besteht, ist anwendungs-
berechtigt.

Das IASB hat ausschlief3lich IAS 28 geédndert; IFRS 18 wurde
nicht angepasst. Die Bewertungsentscheidungen eines
Unternehmens nach IAS 28 kénnen sich gleichwohl auf die
Darstellung nach IFRS 18 auswirken.

Auswirkungen von IFRS 18

Nach IFRS 18 werden Ertrage und Aufwendungen aus nach
der Equity-Methode bilanzierten Anteilen an assoziierten
Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen der Inves-
titions-Kategorie der Gewinn- und Verlustrechnung zugeord-
net. Ertrage und Aufwendungen aus erfolgswirksam zum
beizulegenden Zeitwert bewerteten Anteilen werden hin-
gegen der betrieblichen Kategorie zugeordnet, sofern das
Unternehmen in diese Anteile als Hauptgeschéaftstatigkeit
investiert.
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Die nachstehende Abbildung gibt einen Uberblick tiber die
zweistufige Vorgehensweise zur Bewertung von Anteilen
an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunter
nehmen nach IAS 28 sowie zur Klassifizierung der zuge-
hérigen Ertrage und Aufwendungen nach IFRS 18.

Erstanwendungszeitpunkt und Ubergang

Ein Unternehmen wendet die Anderungen an IAS 28
zeitgleich mit IFRS 18 an. IFRS 18 ist fUr Geschéftsjahre
verpflichtend anzuwenden, die am oder nach dem 1.
Januar 2027 beginnen; eine vorzeitige Anwendung ist
zulassig. Die Ubergangsregelungen des IFRS 18 erlauben
anwendungsberechtigten Unternehmen (im Sinne von
Paragraf 18 IAS 28), ihre Bewertungsentscheidung far
einen Anteil an einem assoziierten Unternehmen oder
Gemeinschaftsunternehmen bei Erstanwendung von
der Equity-Methode auf den beizulegenden Zeitwert zu
andern. Nimmt ein Unternehmen diese Anderung vor, ist
sie retrospektiv nach IAS 8 Grundlagen der Abschluss-
erstellung anzuwenden.

Unternehmen mussen jetzt handeln, um ihre Anwen-
dungsberechtigung im Rahmen der erweiterten Fair-Value-
Option zu beurteilen. Anwendungsberechtigte Unter-
nehmen mussen dartber hinaus die damit verbundenen
Auswirkungen auf die Darstellung beurteilen, wenn sie
{iber eine Anderung ihrer bisherigen Bewertungsentschei-
dungen bei Erstanwendung von IFRS 18 entscheiden.

Haufig gestellte Fragen (FAQs)

Abbildung 1: 1AS 28 und die Klassifizierung der
Aufwendungen und Ertrage nach IFRS 18

Schritt 1 -

Bewertung
nach IAS 28

Schritt 2 -
Klassifizierung
von

Aufwendungen
und Ertragen
nach IFRS 18

Darf ein Unternehmen

die Fair-Value-Option anwenden?

Unternehmen fir die

Fair-Value-Option
optiert?

Investiert das
Unternehmen in
assoziierte Unter-

nehmen oder
Gemeinschafts-
unternehmen als
Hauptgeschafts-
tatigkeit?

Jal

lNein

Anwendung der
Equity-Methode?

Nein

Betriebliche
Kategorie

Investitions-
Kategorie

Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

1.Welche Unternehmen sind von
den IAS-28-Anderungen betroffen?

Unternehmen mit einer SMBA , Investition in Vermogenswerte” im Sinne von Paragraf 49(a)
IFRS 18 kénnen die Fair-Value-Option des IAS 28 nun auf sémtliche ihrer Anteile an assoziierten

Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen anwenden. IFRS 18 nennt Beispiele fir Unter-
nehmen mit einer SMBA ,, Investition in Vermdgenswerte” (zum Beispiel Immobiliengesell-
schaften, Versicherungen). Die IAS-28-Anderungen sind nicht branchenspezifisch. [IAS 28.18,

IFRS 18.B31]

Weiterfiihrende Hinweise zur SMBA finden Sie in unserer 2 |[FRS-18-Publikation First
Impressions: Presentation and disclosure und den Accounting News (2 April 2026, 2 Novem-

ber 2024)

2. Sind Unternehmen, die die
Fair-Value-Option bereits anwen-
den, von den IAS-28-Anderungen
betroffen?

Nein. Die Anderungen betreffen keine Unternehmen, die die Fair-Value-Option des IAS 28
bereits anwenden, weil sie eine ,Wagniskapital-Organisation, ein Investmentfonds, ein Unit
Trust oder ein vergleichbares Unternehmen” sind. [IAS 28.18, BC19L]

g
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https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/be/pdf/IFRS-IFRS18-First-Impressions-2024-en-brochure-A4.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/be/pdf/IFRS-IFRS18-First-Impressions-2024-en-brochure-A4.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmgsites/de/pdf/newsletter/accounting-news/kpmg-accounting-news-04-2026.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/de/pdf/Themen/2024/11/kpmg-accountingnews-2024-11.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/de/pdf/Themen/2024/11/kpmg-accountingnews-2024-11.pdf

3.Wie sind die Anderungen
anzuwenden, wenn ein Mutter-
unternehmen einen Anteil tiber ein
Tochterunternehmen (das heif3t
mittelbar) halt?

Im Einklang mit den bestehenden Anforderungen des IAS 28 héngt die Anwendungsberechti-
gung, wenn ein Mutterunternehmen einen Anteil Gber ein Tochterunternehmen (d.h. mittelbar)
halt, von der Art des Tochterunternehmens ab, das den Anteil halt. Die Anwendungsberechti-
gung fir die Fair-Value-Option nach den Anderungen richtet sich daher nach der SMBA des
Tochterunternehmens, die von der SMBA des Konzerns als Ganzes abweichen kann [IAS
28.18-19, BC19Q, IFRS 18.B37].

Mutterunternehmen

l et l ———————— | Die Anwendungs-
I : berechtigung nach
: | 1AS 28 basiert auf

Tochterunternehmen 1

b e e l ________ - der SMBA des
Tochterunter
Anteile an assoziiertem Unter- nehmens 2, die
nehmen oder Joint Venture die Anteile halt.

Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

Im Konzernabschluss erfolgt die Klassifizierung der Ertrage und Aufwendungen nach IFRS 18
hingegen auf Basis der SMBA des Konzerns als Ganzes [IAS 28.BC19R, IFRS 18.B37, BC98].

.
I Klassifikation der

: Mutterunternehmen I A
| ufwendungen
I ; und Ertrage nach
: 1 1 I IFRS 18 im
| : Konzernabschluss
| Tochterunternehmen 1 Tochterunternehmen 2 | basiert auf der
: _: SMBA des Konzerns
__________________________ l' T T T T T T 77 als Ganzem (die sich
Anteile an assoziiertem Unter- ggfs. von der SMBA
nehmen oder Joint Venture des Tochterunter-
nehmens 2

unterscheidet).

Quelle: KPMG in Deutschland, 2026

4. Fuhrt die Ausiibung der Fair-
Value-Option stets dazu, dass
Ertrage und Aufwendungen als
operativ klassifiziert werden?
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Nein. Nach IFRS 18 klassifiziert ein Unternehmen (das berichtende Unternehmen, das den
Abschluss erstellt) Ertrage und Aufwendungen aus erfolgswirksam zum beizulegenden Zeit-
wert bewerteten Anteilen an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen nur
in den folgenden Fallen in der betrieblichen Kategorie:

— Es hateine SMBA , Investition in Vermégenswerte” im Sinne von Paragraf 49(a) IFRS 18. Fir
Konzernabschlisse erfolgt diese Beurteilung auf Basis der SMBA des Konzerns als Ganzem,
die von der SMBA eines die Anteile haltenden Tochterunternehmens innerhalb des Konzerns
abweichen kann.

— Esinvestiert in diese assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen als Hauptge-
schéaftstatigkeit (in Anwendung der Paragrafen 53 und 55 IFRS 18). Die Beurteilung erfolgt je
einzelnem Vermogenswert oder anhand einer Gruppe von Vermégenswerten mit gemeinsamen
Merkmalen [IAS 28.BC19P-BC19R, IFRS 18.49, 53, 55, B37-B38, BC98].

Weiterfihrende Hinweise finden Sie in unserer 2 IFRS-18-Publikation First Impressions:
Presentation and disclosure und den 2 Accounting News vom April 2026.
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5. Kann ein Unternehmen seine
Entscheidung zur Fair-Value-Option
nach erstmaligem Ansatz andern?

Grundsaétzlich nein. Im Einklang mit den bestehenden Anforderungen des IAS 28 wird die
Fair-Value-Option beim erstmaligen Ansatz des Anteils gewahlt [IAS 28.18].

Anwendungsberechtigte Unternehmen (im Sinne von Paragraf 18 IAS 28) haben jedoch beim
Ubergang auf IFRS 18 die einmalige Gelegenheit, ihre bisherige Bewertung von der Equity-
Methode auf die erfolgswirksame Bewertung zum beizulegenden Zeitwert umzustellen [IAS
28.45M, IFRS 18.C7].

6.Welche Angabepflichten
gelten bei Ausiibung der
Fair-Value-Option?

Wenn ein anwendungsberechtigtes Unternehmen, das die Equity-Methode anwendet, beim
Ubergang auf IFRS 18 die FairValue-Option ausiibt, wird diese Anderung retrospektiv nach

IAS 8 abgebildet. Es gelten daher die Anforderungen des IAS 8 einschlief3lich der einschlagigen
Angabepflichten [IAS 8.28, IAS 28.45M, IFRS 18.C7].

Ergdnzend regelt IFRS 12 Angaben zu Anteilen an anderen Unternehmen die Angabepflichten
zu Anteilen an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen, einschlieRlich der
Angabe, ob jeder wesentliche Anteil nach der Equity-Methode oder erfolgswirksam zum beizu-
legenden Zeitwert bewertet wird [IFRS 12.21(b)].

7. Hat das IASB erwogen, die
Fair-Value-Option allen Unter-
nehmen zuganglich zu machen?

Ja. Das IASB hat sich jedoch entschieden, die FairValue-Option weiterhin auf bestimmte Un-
ternehmen zu beschrénken. Eine uneingeschrankte FairValue-Option kdnnte im Rahmen kinf-
tiger Arbeitsschwerpunkte gepriift werden [IAS 28.BC19K].

8.Was ist beim Einzelabschluss des
Mutterunternehmens zu beachten?

Wendet ein anwendungsberechtigtes Unternehmen die FairValue-Option in seinem Konzern-
abschluss an, bilanziert es seine Anteile an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsun-
ternehmen in seinem Einzelabschluss in gleicher Weise. Stellt es bei Erstanwendung von IFRS
18 auf die FairValue-Option um, ist die entsprechende Anderung auch im Einzelabschluss
vorzunehmen [IAS 2711, IFRS 18.C7].

Die Klassifizierung der Ertrdge und Aufwendungen aus zum beizulegenden Zeitwert bewerte-
ten Anteilen kann sich im Einzelabschluss des Mutterunternehmens vom Konzernabschluss
unterscheiden. Hintergrund ist, dass es sich um unterschiedliche berichtende Einheiten han-
delt, die unterschiedliche SMBAs aufweisen kénnen [IFRS 18.B37, BC98].
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[FRIC Update Juni 2026 veroffentlicht

Das IFRS Interpretations Committee (IFRS IC) hat am
29. Juni 2026 folgende vorlaufige Agenda-Entscheidungen,
die in der Juni-Sitzung diskutiert wurden, verdffentlicht:

— Management-defined Performance Measures — Hypo-
thetical Income and Expenses (IFRS 18 Presentation
and Disclosure in Financial Statements)

— Management-defined Performance Measures — Public
Communications (IFRS 18 Presentation and Disclosure
in Financial Statements)

— Classification of Income and Expenses from Cash and
Cash Equivalents (IFRS 18 Presentation and Disclosure
in Financial Statements)

— Classification of Income and Expenses when an Entity
Has a Main Business Activity of Providing Financing to
Customers (IFRS 18 Presentation and Disclosure in
Financial Statements)

— Control Assessment for a Single-investor Fund
(IFRS 10 Consolidated Financial Statements)

— Assessment of Specified Main Business Activities
for a Manufacturer-Lessor (IFRS 18 Presentation
and Disclosure in Financial Statements)

— Labels of Subtotals (IFRS 18 Presentation and
Disclosure in Financial Statements)

— Presentation of Operating Expenses (IFRS 18 Presen-
tation and Disclosure in Financial Statements)

Das IFRS IC erorterte die Punkte und beschloss vorlaufig,
keine Standard-Setting-Projekte in den Arbeitsplan aufzu-
nehmen. Der Ausschuss wird diese vorlaufigen Beschlisse,
einschliel3lich der Griinde flr die Nicht-Aufnahme, bei einer
kiinftigen Sitzung erneut prifen.

Der vollstandige IFRIC Update Newsletter ist Giber die
Website des IASB unter diesem 2 Link abrufbar.

Auswirkungen der Entscheidung des Supreme
GCourts der USA zur Unguitigkeit von IEEPA-Zollen
auf die Rechnungslegung

2025 hat die US-Regierung unter Bezugnahme auf den
International Emergency Economic Powers Act (IEEPA)
Einfuhrzolle (IEEPA-Z6lle) verhangt, die im Anschluss von
verschiedenen Parteien angefochten wurden. Der Supreme
Court der USA hat diese Zo6lle am 20. Februar 2026 fir
unglltig erklart. Das Gericht traf jedoch keine detaillier

ten Aussagen zu rickwirkenden Konsequenzen, sodass
Unsicherheiten hinsichtlich Erstattungsansprichen von
untergeordneten Gerichten geklart werden mussen.

Im Marz 2026 hat der US Court of International Trade (CIT)
die US-Zoll- und Grenzschutzbehdrde (CBP) angewiesen,
alle gezahlten IEEPA-Zolle zu erstatten. Die CBP hat im April
2026 ein Riickerstattungsverfahren implementiert. Bis Juli
2026 wurden einigen Betroffenen Zolle (teilweise) erstattet.
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Am 2. Juni 2026 hat das US-Justizministerium allerdings
Berufung gegen die vom CIT verhéngte Anordnung ein-
gelegt. Die Berufung richtet sich unter anderem gegen
die flachendeckende Rickerstattungsanordnung fir alle
Importeure (inkl. Nicht-Klager) sowie die Anordnung zur
Ruckzahlung bereits endgliltig abgewickelter Einfuhren.

Fur Unternehmen stellt sich vor diesem Hintergrund die
Frage, ob beziehungsweise wann ein Erstattungsanspruch
abzubilden ist. Fir Konzern(zwischen)abschlisse nach IFRS
sind unseres Erachtens die Regelungen zu Eventualforde-
rungen in |AS 37 Rlickstellungen, Eventualschulden und
Eventualforderungen anzuwenden. Ein Vermdgenswert darf
erst dann angesetzt werden, wenn der Erhalt der Erstattung
LVirtually certain® (so gut wie sicher) ist (IAS 37.33).
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Beriicksichtigung der Unsicherheiten im
IFRS-Abschluss

Die Unsicherheit im Zusammenhang mit den Zollerstattun-
gen ist erheblich — und die Umsténde kénnen sich kurzfristig
andern. Es sind sdmtliche relevanten Unsicherheiten zu
bertcksichtigen, die am Abschlussstichtag bestehen, um
die Wahrscheinlichkeit einer Erstattung zu beurteilen. Das
Ausmalf3 der Unsicherheit — einschlie3lich der mdglichen
Auswirkungen des Berufungsverfahrens — kann davon
abhangen, in welcher Bearbeitungsphase sich die betreffen-
de Einfuhr befindet und ob das Unternehmen selbst Klage
eingereicht hat. Die Beurteilung erfolgt grundsatzlich fir
jede Einfuhr beziehungsweise jeden Anspruch separat.

Hat ein Unternehmen mehrere Zollzahlungen geleistet,
kann eine getrennte Analyse verschiedener Gruppen von
Zollzahlungen erforderlich sein. Die Einschatzung des
Unternehmens wird regelmafig auf Grundlage juristischer
Expertise erfolgen.

Fur den Fall, dass ein Unternehmen bereits eine (anteilige)
Erstattung erhalten hat, hat das Unternehmen die beste-
hende Unsicherheit hinsichtlich einer méglichen Ricker-
stattungsverpflichtung, insbesondere im Zusammenhang
mit dem anhangigen Berufungsverfahren, zu bericksich-
tigen. Hierbei kdnnen die Unternehmen die Regelungen
zu Rickstellungen nach IAS 37 heranziehen.

Weitere Bilanzierungsaspekte

Umsatzerlose: Unternehmen, die IEEPA-Zblle an ihre
Kunden weiterbelasten konnten, haben bilanziell zu beurtei-
len, ob sich aus den vertraglichen Regelungen oder laufen-
den Verhandlungen explizite oder implizite Rickerstattungs-
verpflichtungen gegeniiber den Kunden ergeben oder
freiwillige Rickerstattungen vorgesehen sind. Alle genann-
ten Falle fGhren nach IFRS 15 zu einer Minderung des
Transaktionspreises und der Umsatzerlose. Bei zeitraum-
bezogenen Umsatzrealisierungen ist zu prifen, ob sich ver
dnderte Zollkosten auf den Leistungsfortschritt auswirken.
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Umsatzkosten: Zélle sind Bestandteil der Anschaffungs-
kosten von Vorraten. Rickerstattungen gezahlter Zolle
mindern demnach die Anschaffungskosten, wenn sich der
Vermdgenswert noch im Vorratsvermogen befindet. Bei
bereits verkauften Vorraten mindern die Rlckerstattungen
die Umsatzkosten bzw. den Materialaufwand.

Forderungen gegen Lieferanten: Kunden sollten prifen,
ob sie einen rechtlich durchsetzbaren Anspruch auf Erstat-
tung gegen Lieferanten haben. Soweit kein eindeutiges
vertragliches Recht und keine Anerkennung des Lieferanten
vorliegen, gelten die Ausfihrungen zu Eventualforderungen
entsprechend.

Klare Berichterstattung

Unternehmen sollten transparent dartber informieren,
welche Ermessensentscheidungen, Schatzungen und
Annahmen getroffen wurden und wie diese Sachverhalte im
Abschluss abgebildet werden. Daneben sind die Angabe-
pflichten fir Eventualforderungen nach IAS 37 zu beachten.
Der Umfang der Berichterstattung héangt hierbei von den
individuellen Umstanden des jeweiligen Unternehmens ab.
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03 KLARDENKER-BLOG

Aktuelles aus unserem Wirtschafts-Blog

Klardenker”

Energie strategisch steuern: Warum der Preis allein
nicht mehr entscheidet

Energie entwickelt sich immer starker von einem reinen
Kostenfaktor zu einer strategischen Planungsgrofie fir
Flhrungskrafte. Hohe Strom-, Gas- und CO,-Kosten belas-
ten Unternehmen erheblich. Zudem hangt ihre Wettbe-
werbsfahigkeit auch davon ab, wie gut sie ihren Energie-
einsatz insgesamt steuern. Energie beeinflusst heutzutage
zentrale Unternehmensentscheidungen, etwa zu Investitio-
nen oder Standortplanung, und rliickt damit zunehmend in
die Verantwortung von Geschaftsfihrung und Top-Manage-
ment. Unternehmen sind gefordert, ihren Energiebedarf
ganzheitlich zu managen: durch bessere Transparenz und
die Nutzung von Beschaffungs- und Férdermdglichkeiten.
Lesen Sie 7 hier, was Sie beachten sollten.

Vier Schritte zum datengetriebenen Forecasting
Unsichere Lieferketten und steigender Wettbewerbsdruck
machen klassische Planungsmodelle zunehmend wirkungs-
los. Die Rahmenbedingungen fir eine verlassliche Planung
der Jahresbudgets é@ndern sich schneller als die zugrunde
liegenden Annahmen. Vielen Unternehmen fehlt eine
konsistente Datenbasis, um Entwicklungen friihzeitig zu
erkennen, auf deren Grundlage dann fundierte Entschei-
dungen getroffen werden kénnen. Deshalb missen Fore-
casting-Modelle neu ausgerichtet werden — denn nur, wer
auf Basis dynamischer, datengetriebener Prognosen
entscheiden kann, verbessert die Reaktionsfahigkeit und
gewinnt Handlungsspielraum. 2 Jetzt lesen.

WEITERE INFORMATIONEN

Unternehmen?

Heute lesen, was morgen die Zukunft verandert.

© 2026 KPMG AG Wirtschaftsprifungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der
globalen KPMG-Organisation unabhangiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English Company
Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten
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2 Digitalisierung: Digital-Twin-Compliance als Wettbewerbsvor
teil nutzen. 21 Jetzt reinhdren: Wie Geopolitik und Digitalisierung
die Mitarbeitermobilitat verandern kdnnten. 22 KPMG Real Talk:

Quantencomputing — welche Bedeutung hat die Technologie fur

Abonnieren Sie den KPMG Klardenker. Regelmafiig erhalten Sie
darin Einschatzungen unserer Expert:innen zu aktuellen Wirt-
schaftsthemen, die Unternehmen bewegen. 21 Jetzt anmelden.
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0 I VERANSTALTUNGEN/VEROFFENTLICHUNGEN

Alle Seminare und Aktuelles zu den
Veranstaltungen finden Sie 2 hier.
Auch Anmeldungen sind dort online
moglich — schnell und unkompliziert.

RegelmaBige Einladungenzu KPMG-Events
erhalten?

Abonnieren Sie kostenlos den ,,KPMG Events
Insights”-Newsletter. 2 Hier registrieren.

Hier informieren wir Sie regelmalig Uber aktuelle KPMG-Publikationen auf dem Gebiet der handelsrechtlichen und
internationalen Rechnungslegung sowie der Nachhaltigkeitsberichterstattung.

Links zu nationalen KPMG-Veroffentlichungen:

2 Energie strategisch steuern: Warum der
Preis allein nicht mehr entscheidet

Hohe Energiepreise gefdhrden immer starker die Wettbewerbsfahigkeit —
insbesondere in globalen Absatzmérkten. Strom, Gas und CO_-Kosten wirken
direkt auf Margen, Standortentscheidungen und Investitionsfahigkeit betroffe-
ner Unternehmen.

2 Das Ende des klassischen Shared-Service-

Modells: Mit Kl auf die nachste Evolutionsstufe

Viele Global Capability Center und Shared-Service-Organisationen stehen vor
einer unbequemen Frage: Was bleibt von ihrem Geschéaftsmodell Gbrig, wenn Kl
einen groRen Teil transaktionaler Arbeit schneller, glinstiger und weniger fehler
behaftet erledigt?

2 NIS-2 als strategischen Faktor nutzen

Mit dem neuen BSI-Gesetz ist der europaische Rahmen seit Dezember 2025
in deutsches Recht tGberfihrt, und die Verantwortung fir Cyberrisiken liegt nun
unmittelbar bei der Unternehmensleitung.

2 Der EBA-Stresstest 2027: Was Banken
erwartet

Methodik der Aufsicht berlcksichtigt erstmals Klimarisiken und sieht
Erleichterungen vor.

2 Inhouse Banking mit SAP S/4AHANA:
Wann sich der Schritt lohnt und wie er gelingt

SAP Inhouse Banking in Practice” zeigt, wie Inhouse-Banking- und Payment-Fac-
tory-Modelle diesen Herausforderungen begegnen — auf Basis von SAP S/4HANA
Advanced Payment Management und der Funktionalitat SAP Inhouse Banking.

2 Welche KPIs messenTreasurer im Jahr 20267

Der Beitrag zeigt, wie sich ein solches KPI-Set entlang zentraler Steuerungs-
felder strukturieren lasst und welche Kennzahlen im Treasury 2026 besonders
relevant sind.

2 KPMG Corporate Treasury News
IDW ERS FAB 22

Der Fachausschuss Unternehmensberichterstattung (FAB) des IDW hat im Februar
2026 den Entwurf einer grundlegend Uberarbeiteten Stellungnahme zur handels-
rechtlichen Bilanzierung strukturierter Finanzinstrumente (IDW ERS FAB 22) ver
offentlicht.

2 Die Zukunft der MiFID Il Ancillary Activity
Exemption

Ziel ist es, die Resilienz und Transparenz der Markte zu starken und maogliche
Anpassungen des regulatorischen Rahmens vorzubereiten.

2 KPMG Corporate Treasury News

Aktuelle Trends im Entwicklungen im Bereich Treasury kompakt zusammen-
gefasst.

2 Fehlende Fokussierung bremst den
Wandel in der Autobranche aus

Die deutsche Automobilindustrie steht unter massivem Veranderungsdruck

und kennt ihre Probleme. Aber sie reagiert oft zu langsam und vermeidet klare
Priorisierung. Elektrifizierung, softwaredefinierte Fahrzeuge, kinstliche Intelligenz
und geopolitische Spannungen verandern Geschéaftsmodelle und Wertschdpfung
gleichzeitig.
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Links zu internationalen KPMG-Veroffentlichungen:

2 Simplifying ESRS: Almost there Companies can now gain a clearer view of the requirements of the revised
European Sustainability Reporting Standards (ESRS). After a period of uncertainty,
change and recalibration, the European Commission’s final draft of the revised
standards draws the Omnibus simplification process to a close.

2 Cryptoassets Cryptoassets refer to assets that reside on a blockchain (or similar distributed
ledger technology) and are secured by cryptography. Common cryptoassets held,
issued or transacted by companies include cryptocurrency and stablecoins.

2 IFRIC agenda decisions Inits June meeting, the IFRS® Interpretations Committee again devoted much of
its time to IFRS 18 Presentation and Disclosure in Financial Statements, which is
effective for 2027
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IHRE REGIONALEN ANSPRECHPERSONEN

Regional verwurzelt, deutschlandweit vernetzt — Ilhre regionalen Ansprechpersonen bei KPMG

Fur weitere Informationen oder Rickfragen stehen Ihnen unsere regionalen Ansprechpersonen aus
Accounting Advisory Services gerne zur Verfigung. Kontaktieren Sie uns jederzeit.

REGION NORD

Florian Schuh
T +49 221 2073-5106
fschuh@kpmg.com

REGION WEST

Ralf Pfennig
T+492212073-5189
ralfpfennig@kpmg.com

REGION SUDWEST

Sebastian Pohler
T +49711 9060-42799
spoehler@kpmg.com
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® Tobias Nohlen
Hamburg T +49 30 2068-2362
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0 B IHRE ANSPRECHPERSONEN AUS DER GRUNDSATZABTEILUNG

Das Department of Professional Practice (DPP) ist bei KPMG die zentrale Grundsatzabteilung fur alle
relevanten Fachfragen der Unternehmensberichterstattung. Ich freue mich, Ihnen meine Kolleg:innen
aus den folgenden Fokusbereichen vorzustellen. Wahlen Sie Ihre Ansprechperson.

Christian Zeitler
Leiter des DPP

T +49302068-4711
czeitler@kpmg.com

FOKUS: RECHNUNGSLEGUNG

Fragestellungen der Rechnungslegung nach HGB und IFRS sind Schwerpunkt unserer Expertise.

2\
7

Prof. Dr. Hanne Bockem  Dr. Markus Fuchs Dr. Matthias Fuchs Patrick Kratschmer Ingo Rahe Volker Specht
T +49 30 2068-4829 T +49 30 2068-2992 T +49 89 9282-1160 T +49 89 9282-3197 T +49 30 2068-4892 T +49 30 2068-2366
hboeckem@kpmg.com markusfuchs@kpmg.com  matthiasfuchs@kpmg.com pkraetschmer@kpmg.com irahe@kpmg.com vspecht@kpmg.com

FOKUS: NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG

Die Herausforderungen von CSRD, EU-Taxonomie und ESRS meistern:
Mit unserer Expertise in dem dynamischen Umfeld stehen wir lhnen zur Seite.

¢
Stefanie Jordan Ingo Rahe Volker Specht

T +49 30 2068-2561 T +49 30 2068-4892 T +49 30 2068-2366
stefaniejordan@kpmg.com irahe@kpmg.com vspecht@kpmg.com

FOKUS: CAPITAL MARKETS FOKUS: FINANCIAL SERVICES

IPO, Spin-off, Kapitalmarkttransaktionen? Das besondere Regulierungsumfeld von Banken,
Damit sind Sie bei uns richtig. Versicherungen und Asset Managern fordert einen
eigenstandigen Expertiseschwerpunkt.

Ines Knappe Patrick Kratschmer Katrin Skowronek Michael Bar
T +49 30 2068-4347 T +49 89 9282-3197 T +49 30 2068-4476 T +49 69 9587-3218
iknappe@kpmg.com pkraetschmer@kpmg.com  kskowronek@kpmg.com mbaer@kpmg.com

© 2026 KPMG AG schaftsprifungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der
globalen KPMG-0O satio é er Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English Company

Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten

44 Accounting News Ausgabe Juli/August 2026



mailto:czeitler%40kpmg.com?subject=
mailto:iknappe%40kpmg.com?subject=
mailto:vspecht@kpmg.com
mailto:kskowronek%40kpmg.com?subject=
mailto:mbaer@kpmg.com
mailto:hboeckem%40kpmg.com?subject=
mailto:markusfuchs%40kpmg.com?subject=
mailto:matthiasfuchs%40kpmg.com?subject=
mailto:stefaniejordan%40kpmg.com?subject=
mailto:pkraetschmer%40kpmg.com?subject=
mailto:irahe%40kpmg.com?subject=
mailto:pkraetschmer%40kpmg.com?subject=
mailto:irahe%40kpmg.com?subject=
mailto:vspecht@kpmg.com

Impressum
Herausgeber

KPMG AG
Wirtschaftsprifungsgesellschaft
Heidestr. 58

10557 Berlin

Redaktion

Prof. Dr. Hanne B6éckem (V.i.S.d.P)
Department of Professional Practice
T +49 30 2068-4829

Abonnement

Den Newsletter ,Accounting News”
von KPMG kdénnen Sie unter

2 www.kpmg.de/accountingnews
herunterladen oder abonnieren.

Beide Bezugsmoglichkeiten sind fir
Sie kostenlos.

www.kpmg.de

www.kpmg.de/socialmedia

6] x| x]injo

Die enthaltenen Informationen sind allgemeiner Natur und nicht auf die spezielle Situation einer Einzelperson oder einer
juristischen Person ausgerichtet. Obwohl wir uns bemiihen, zuverléssige und aktuelle Informationen zu liefern, knnen wir
nicht garantieren, dass diese Informationen so zutreffend sind wie zum Zeitpunkt ihres Eingangs oder dass sie auch in Zukunft
so zutreffend sein werden. Niemand sollte aufgrund dieser Informationen handeln ohne geeigneten fachlichen Rat und ohne
grindliche Analyse der betreffenden Situation.

Die Ansichten und Meinungen in Gastbeitrdgen sind die des Interviewten und entsprechen nicht unbedingt den Ansichten und
Meinungen von KPMG in Deutschland.

© 2026 KPMG AG Wirtschaftsprifungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der
globalen KPMG-Organisation unabhéngiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English Company
Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. Der Name KPMG und das Logo sind Marken, die die
unabhangigen Mitgliedsfirmen der globalen KPMG-Organisation unter Lizenz verwenden


http://www.kpmg.de/accountingnews
http://www.kpmg.de
http://www.kpmg.de/socialmedia
https://www.linkedin.com/company/kpmg-deutschland
https://www.xing.com/pages/kpmgagwirtschaftspruefungsgesellschaft/news
https://twitter.com/KPMG_DE
https://www.facebook.com/KPMG.AG.WPG
https://www.youtube.com/user/KPMGinDeutschland

	Titel: Accounting News
	01 Nachhaltigkeitsberichterstattung
	ESRS-Anwendung in der Praxis des DAX 40: Beobachtungen und Implikationen
	EU-Kommission veröffentlicht final überarbeitete ESRS

	02 IFRS-Rechnungslegung
	IFRS 20 Regulatory Assets and Regulatory Liabilities – erste praxisorientierte Einordnung
	Auswirkungen von IFRS 20 Regulatory Assets and Regulatory Liabilities auf die Bilanzierung von Energienetzbetreibern
	Fair-Value-Option für Anteile an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen
	IFRIC Update Juni 2026 veröffentlicht
	Auswirkungen der Entscheidung des Supreme Courts der USA zur Ungültigkeit von IEEPA-Zöllen auf die Rechnungslegung

	03 Klardenker-Blog
	04 Veranstaltungen/Veröffentlichungen
	05 Ihre regionalen Ansprechpersonen
	06 Ihre Ansprechpersonen aus der Grundsatzabteilung
	Impressum



